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I. Amtlicher Teil 

Bildung 

Dritte Verwaltungsvorschriften

zur Änderung der VV-Unterrichtsorganisation 


2007/2008 bis 2009/2010


Vom 9. April 2010

Gz.: 11.8


Aufgrund der §§ 103 und 109 des Brandenburgischen Schul­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 
2002 (GVBl. I S. 78), von denen § 103 durch Artikel 1 Num­
mer 68 des Gesetzes vom 8. Januar 2007 (GVBl. I S. 2) geän­
dert worden ist, bestimmt der Minister für Bildung, Jugend und 
Sport: 

1 – Änderung der VV-Unterrichtsorganisation 
2007/2008 bis 2009/2010 

Die VV-Unterrichtsorganisation 2007/2008 bis 2009/2010 (ABl. 
MBJS 2007 S. 5), zuletzt geändert durch die Zweiten Verwal­
tungsvorschriften vom 17. Februar 2009 (ABl. MBJS S. 70), 
werden wie folgt geändert: 

1.	 Der Zitiername wird wie folgt gefasst: 

„Verwaltungsvorschriften über die Unterrichtsorganisation 
(VV-Unterrichtsorganisation)“.    

2.	 In Nummer 2 Absatz 3 Buchstabe l werden die Wörter „ab­
weichende Organisationsformen und“ gestrichen. 

3.	 Nummer 5 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Bemessungsgrundlage ist eine rechnerische Organi­
sationsgröße, die bei der LWS-Zumessung für jede Schule 
eine einheitliche Basis für die Bemessung der Vertretungs­
reserve und die Ausstattung Kleiner Grundschulen schafft.“ 

4.	 Nummer 6 Absatz 13 wird wie folgt gefasst: 

„Schulen in Form der verlässlichen Halbtagsschule erhalten 
pro Zug eine zusätzliche Stundenausstattung von 22 LWS 
und bis zu 5.000,- € für den Abschluss von Verträgen zur 
Umsetzung des Ganztagskonzeptes (Halbtagszuschlag). 
Ganztagsangebote in offener Form können pro Zug bis zu 
5.000,- € für Verträge gemäß Satz 1 und pro Schule 3 LWS 
für die Planung und die organisatorische Abstimmung mit 
den Kooperationspartnern erhalten.“ 

5.	 Nummer 7 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die 
Angabe „Abs. 4“ ersetzt. 

b)	 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Abweichend von Absatz 1 dürfen an Oberschulen mit 
insgesamt mindestens 24 Schülerinnen und Schülern in 
der Jahrgangsstufe 7 zwei Klassen eingerichtet und 
fortgeführt werden, wenn die Oberschule noch über 
Klassen in der Sekundarstufe I verfügt und die einzige 
Schule mit einer Sekundarstufe I in dem Gebiet der 
Gemeinde ist.“ 

c)	 In Absatz 8 Satz 2 wird das Wort „Honorarverträge“ 
durch das Wort „Verträge zur Umsetzung des Ganz­
tagskonzeptes“ ersetzt. 

d)	 In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „Honorarmittel“ 
durch die Wörter 
„Mittel für Verträge zur Umsetzung des Ganztagskon­
zeptes“ ersetzt. 

6.	 Nummer 8 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Maßgeblicher Zeitpunkt für die Feststellung der erfor­
derlichen Zahl der Anmeldungen ist der achte Kalendertag 
vor Beginn der Sommerferien.“ 

7.	 Nummer 9 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Absatz 2 wird die Angabe „Abs. 3“ durch die Anga­
be „Abs. 4“ ersetzt. 

b)	 In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „bis 5“ durch die 
Angabe „und 4“ ersetzt. 

8.	 In Nummer 12 wird Satz 2 aufgehoben und der bisherige 
Satz 3 zu Satz 2 und wie folgt gefasst: 

„Sie treten am 31. Juli 2012 außer Kraft.“ 

2 – Inkrafttreten 

Diese Verwaltungsvorschriften treten am 1. Mai 2010 in Kraft. 

Potsdam, 9. April 2010 

Der Minister für

Bildung, Jugend und Sport


Holger Rupprecht
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Rundschreiben 3/10 nicken zur Weiterführung zuzuleiten und vom Oberstufen­
zentrum Palmnicken nach Beendigung des Zusatzqualifi-

Vom 19. April 2010 kationsunterrichtes dem zuständigen Oberstufenzentrum 
Gz.: 34.11 – Tel.: 8 66-38 46 	 zurückzusenden. Das Oberstufenzentrum Palmnicken be­

gründet das Schulverhältnis während der Zusatzqualifika­
tion. 

Erwerb einer Zusatzqualifikation als 
„Technische Fachwirtin/Technischer Fachwirt“ 5. Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

im Rahmen einer Berufsausbildung nach der Handwerks­
ordnung und gemäß § 3 Satz 2 der Berufsschulverordnung Das Rundschreiben tritt am 1. August 2010 in Kraft. Gleich­

vom 5. April 2002 (GVBl. II S. 335)	 zeitig tritt das Rundschreiben 03/03 vom 17. Januar 2003 
(ABl. MBJS S. 16) außer Kraft. 

1.	 Eingangsvoraussetzungen 

Schülerinnen und Schüler können die Zusatzqualifikation

erwerben, wenn sie die allgemeine Hochschulreife oder

Fachhochschulreife erworben haben, sich in einem Ausbil- Rundschreiben 4 /10

dungsverhältnis in einem Beruf nach der Handwerksord­

nung befinden und eine Vereinbarung mit dem Ausbil- Vom 19. Mai 2010

dungsbetrieb zu Beginn des Ausbildungsverhältnisses zur Gz.: 33 – Tel.: 866-3830

Zusatzqualifikation getroffen haben. 


2.	 Unterrichtsorganisation Zeiträume und Termine für die Prüfungen am Ende der 
Jahrgangsstufe 10 im Schuljahr 2010/11 

Für Schülerinnen und Schüler, die die in Nummer 1 ge­
nannten Eingangsvoraussetzungen erfüllen, wird der Be- 1. Für die Prüfungen am Ende der Jahrgangsstufe 10 im Schul­
rufsschulunterricht wie folgt durchgeführt: jahr 2010/11 gelten die als Anlage beigefügten Zeiträume 

und Termine. 
a)	 1. Jahr 

Unterricht im ersten Ausbildungsjahr in einer Fach- 2. Für die Festlegung des schulischen Zeitplanes gemäß Num­
klasse des Ausbildungsberufes am zuständigen Ober- mer 8 Absatz 1 der Verwaltungsvorschriften zur Sekundar­
stufenzentrum stufe I-Verordnung gilt: 

b)	 2. Jahr Unterrichtsausfall soll vermieden werden. An dem Tag der 
Unterricht im OSZ Palmnicken in einer Klasse für mündlichen Fremdsprachenprüfung wird in den betreffen­
„Technische Fachwirte“ gemäß der unter Nummer 3 den Klassen kein Unterricht durchgeführt. Der Prüfungs­
genannten Stundentafel ausschuss legt den Prüfungstermin fest. 

c)	 3. Jahr und ggf. 4. Jahr Die Beantragung von freiwilligen Zusatzprüfungen erfolgt 
Unterricht im 3. und ggf. 4. Jahr in einer Fachklasse frühestens einen Tag nach der Bekanntgabe der Ergebnisse 
des Ausbildungsberufes am zuständigen Oberstufen- gemäß § 26 Absatz 4 Sekundarstufe I-Verordnung. 
zentrum 

Die freiwilligen Zusatzprüfungen dürfen frühestens am 
3.	 Stundentafel zweiten Tag nach der Beantragung der Prüfungen stattfin­

den. 
Die Stundentafel für das 2. Jahr ist in der jeweils geltenden 
Fassung der VV-Stundentafeln Berufsschule enthalten. 3. Dieses Rundschreiben tritt am 01. August 2010 in Kraft 

und am 31. Juli 2011 außer Kraft. 
4.	 Schülerakten 

Die Schülerakten sind nach dem ersten Jahr vom zuständi­

gen Oberstufenzentrum dem Oberstufenzentrum Palm­
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Anlage 

Prüfungen am Ende der Jahrgangsstufe 10 im Schuljahr 2010/11 
Zeiträume und Termine 

Termin/Zeitraum Vorgang Rechtsgrundlage 

Bis 24. September 2010 konstituierende Sitzung des Prüfungs­
ausschusses 

§ 25 Absatz 1 Sek I-V 

Bis 25. Februar 2011 Festlegung des Termins der Fremdsprachen­
prüfung durch den Prüfungsausschuss 

§ 22 Absatz 1 Nummer 3 
Sek I-V i.V.m. Nummer 8 
Absatz 1 VV-Sek I-V 

Ab 28. Februar 2011 

Ab 07. März 2011 

Wahl der zu prüfenden Fremdsprache durch die 
Schülerinnen und Schüler 

Fremdsprachenprüfung 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

§ 22 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
und Satz 2 Sek I-V 

§ 26 Absatz 3 Sek I-V 

12. Mai 2011 schriftliche Prüfung Deutsch § 22 Absatz 1 Nummer 1 Sek I-V 

18. Mai 2011 schriftliche Prüfung Mathematik § 22 Absatz 1 Nummer 2 Sek I-V 

10. Juni 2011 frühester Termin der Bekanntgabe der Jahres­
noten und der Bekanntgabe der Ergebnisse 
der schriftlichen Prüfungen in Deutsch und 
Mathematik 
sowie 
für die Bekanntgabe der Abschlussnoten, 
in Gesamtschulen der Abschlussnoten 
und der Abschlusspunktzahlen, in Deutsch 
und Mathematik 

§ 26 Absatz 4 Sek I-V 

14. Juni 2011 frühester Termin für die 
Beantragung einer freiwilligen Zusatzprüfung 
in einem Plicht- oder Wahlpflichtfach oder 
einem Lernbereich 
sowie 
für die Beantragung freiwilliger Zusatzprü­
fungen in Deutsch und Mathematik 

§ 22 Absatz 2  Satz 1 i. V. m. 
§ 26 Absatz 4 Sek I-V, 
Nummer 8 Absatz 2 VV-Sek I-V 

§ 22 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. 
§ 26 Absatz 4 Sek I-V, 
Nummer 8 Absatz 2 VV-Sek I-V 
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Kinder und Jugend 

Richtlinie über die Gewährung 

von Zuwendungen zur Förderung 


von Investitionsmaßnahmen zur Umsetzung 

des Investitionsprogramms 


„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008 – 2013 

im Land Brandenburg 


(RL Kinderbetreuungsfinanzierung) 


Vom 31. März 2008 

in der Fassung der Änderungen vom 22. Februar 2010


Gz.: 22.4


1.	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt nach Maßgabe dieser 
Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) zur Umsetzung der 
Verwaltungsvereinbarung des Investitionsprogramms 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ des Bundes Zuwen­
dungen zu den Kosten für notwendige Investitionen zur 
Schaffung und Sicherung von Betreuungsplätzen in 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege für 
Kinder bis zum vollendeten dritten Lebensjahr. Die Zu­
wendungen des Landes werden in Form von Zuweisun­
gen/Zuschüssen gewährt. Bei großen Investitionsvor­
haben kann auch eine Schuldendiensthilfe zu den 
durch den Zuwendungsempfänger bei der Investitions-
Bank des Landes Brandenburg aufgenommenen Darle­
hen für Investitionsmaßnahmen gewährt werden. 

1.2	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be­
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er­
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
unter Berücksichtigung des als Anlage 1 beigefügten 
Orientierungsrahmens. 

2.	 Gegenstand der Förderung 

Zuwendungen können gewährt werden für erforderli­
che Neubau-, Ausbau-, Umbau-, Umwandlungs-, Sa­
nierungs-, Renovierungs-, Modernisierungsmaßnah­
men und Ausstattungsinvestitionen sowie mit den Inves­
titionen verbundene Dienstleistungen, die der Kinder­
tagesbetreuung von Kindern bis zum vollendeten drit­
ten Lebensjahr dienen. Investitionen in altersgemisch­
ten Gruppen bzw. altersgruppenübergreifenden Ein­
richtungen können entsprechend dem Anteil der förde­
rungsfähigen Plätze gefördert werden. Bei Vorhaben, 
die in selbstständige Abschnitte eines laufendenden 
Vorhabens aufgeteilt werden können, ist eine Förde­
rung des selbstständigen Abschnittes möglich, wenn 
die Förderkriterien erfüllt sind. Bei Kindertagesstätten 
werden vorrangig solche Investitionen gefördert, die 

der Beseitigung von befristeten Ausnahmen in der Be­
triebserlaubnis hinsichtlich der Mindestspielflächen 
der betreuten Kinder dienen. 

3.	 Zuwendungsempfänger 

Anträge können unter den nachfolgend genannten Vor­
aussetzungen gestellt werden von 

- den Trägern von Einrichtungen und anderen Ange­
boten der Kindertagesbetreuung mit Ausnahme der 
Kindertagespflege (zur Förderung von Investitio­
nen in Kindertagespflege siehe Ziffer 7.1.6), 

- den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe, 
- den Gemeinden und Ämtern, soweit sie sich gegen­

über ihrem Landkreis zur Gewährleistung der Kin­
dertagesbetreuung verpflichtet haben, 

- den Gemeinden, die einem freien Träger einer Kin­
dertagesstätte Grundstück und Gebäude zur Verfü­
gung stellen, 

- anderen Eigentümern, die einem Träger einer Kin­
dertagesstätte Grundstück und Gebäude zur Verfü­
gung stellen. 

Antragsberechtigt sind Träger von Einrichtungen und 
Angeboten der Kindertagesbetreuung (Gemeinden, 
Ämter, kreisfreie Städte sowie freie und gewerbliche 
Träger), soweit sie Eigentümer des Grundstücks sind, 
sowie bei Förderungen von Tagespflegeangeboten und 
bei Zuwendungen unter 30.000,00 EUR die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Zwischen- oder 
Letztempfänger oder die Ämter/Gemeinden, soweit sie 
diese Aufgabe nach § 12 Abs. 1 Satz 2 des Kinder­
tagesstättengesetzes (KitaG) wahrnehmen. Träger von 
Einrichtungen und Angeboten, die nicht Eigentümer 
des Grundstücks sind, sind antragsberechtigt, wenn si­
chergestellt ist, dass die in dieser Richtlinie festgeleg­
ten Zuwendungsvoraussetzungen und Zuwendungs­
bestimmungen auch vom Eigentümer des Grundstücks 
eingehalten werden. Gemeinden, die einem freien Trä­
ger einer Kindertagesstätte gemäß § 16 Abs. 3 KitaG 
Grundstück und Gebäude zur Verfügung stellen, sind 
antragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem freien Trä­
ger abgestimmt ist. Andere Eigentümer, die einem Trä­
ger einer Kindertagesstätte Grundstück und Gebäude 
zur Verfügung stellen (vermieten, verpachten), sind an­
tragsberechtigt, wenn der Antrag mit dem Träger der 
Kindertagesstätte und der Gemeinde abgestimmt und 
der Betrieb der Kindertagesstätte für die Dauer der 
Zweckbindung gesichert ist. 

4.	 Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1	 Die bestehenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
müssen erfüllt sein. 

4.2	 Investive Maßnahmen können  im Rahmen der zuwen­
dungsfähigen Gesamtausgaben nach Ziffer 2 dieser 
Richtlinie gefördert werden, wenn sichergestellt ist, 
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dass die Investitionen mindestens für die Dauer der 
Zweckbindungsfristen der Kindertagesbetreuung die­
nen. Einrichtungen der Kindertagesbetreuung müssen 
mindestens auch für die Betreuung von Kindern unter 
drei Jahren im Bedarfsplan des örtlichen Trägers der 
öffentlichen Jugendhilfe als erforderlich im Sinne des 
§ 12 Abs. 3 Satz 2 KitaG enthalten sein. Ist der Antrag­
steller nicht Eigentümer des Grundstücks, ist darüber 
hinaus auch die Zusicherung des Eigentümers erforder­
lich, das Grundstück für die Dauer der Zweckbin­
dungsfrist für den Betrieb der Einrichtung zur Verfü­
gung zu stellen. 

4.3	 Neubau-, Ausbau-, Umbau- und Umwandlungsinvestitio­
nen können nur gefördert werden, wenn sie bauplanungs­
und bauordnungsrechtlich genehmigungsfähig sind. 

5.	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

5.1	 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5.3	 Form der Zuwendung: Zuschuss/Schulden­
diensthilfe 

5.4	 Bemessungsgrundlage: 

5.4.1	 Die Höhe der Zuwendung in Form eines Zuschusses 
beträgt bis zu 90 % der zuwendungsfähigen Gesamt­
ausgaben. Der örtliche Träger der öffentlichen Jugend­
hilfe kann niedrigere Obergrenzen festlegen. Soll bei 
der Festlegung der Obergrenzen zwischen verschiede­
nen Trägern oder Trägergruppen differenziert werden, 
sind die Kriterien aus § 74 Abs. 3 bis 5 SGB VIII sinn­
gemäß anzuwenden. Als zuwendungsfähige Gesamt­
ausgaben gelten alle zur Durchführung der geförderten 
Maßnahme notwendigen und angemessenen Ausgaben. 
Bei beantragten Zuwendungen ab 500.000,00 EUR (bis 
zum 31.12.2010: ab 2,5 Mio. EUR) gelten die zur 
Durchführung der geförderten Maßnahme notwendi­
gen und angemessenen Ausgaben als zuwendungs­
fähig, die im Rahmen der baufachlichen Prüfung aner­
kannt worden sind. 

Bei Investitionen in Kindertageseinrichtungen soll der 
Eigenanteil des Antragstellers oder des Einrichtungs­
trägers mindestens 10 % der zuwendungsfähigen Ge­
samtausgaben betragen. Bei Investitionen in Kinderta­
gespflege kann der erforderliche Eigenanteil vom ört­
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, von den 
Ämtern/Gemeinden, von den Tagespflegepersonen oder 
ihren Anstellungsträgern getragen werden. 

5.4.2	 Die Zuwendung in Form einer Schuldendiensthilfe ist 
auf Antrag grundsätzlich für große und umfassende in­
vestive Maßnahmen möglich, die der quantitativen und 
qualitativen Verbesserung der Betreuung von Kindern 
bis zum vollendeten dritten Lebensjahr durch umfas­
sende Sanierungs-/Modernisierungs- oder Neubau­
maßnahmen dienen. 

Die Schuldendiensthilfe wird in Höhe der anfallenden 
Zinsen aus den durch die Zuwendungsempfänger mit 
der InvestitionsBank des Landes Brandenburg geschlos­
senen Darlehensverträgen gewährt. Für die geschlosse­
nen Darlehensverträge ist die InvestitionsBank des 
Landes Brandenburg berechtigt, von dem jeweiligen 
Darlehensnehmer im Darlehensvertrag eine laufende 
Bearbeitungsgebühr in Höhe von jährlich 0,2 v. H. des 
Nominalbetrages zu erheben. Die Laufzeit soll grund­
sätzlich 10 Jahre betragen. 

Bei öffentlichen Trägern kann entsprechend der jewei­
ligen Haushaltssituation des Zuwendungsempfängers 
die Laufzeit im Einvernehmen mit der zuständigen 
Kommunalaufsicht verlängert werden. Bei einer Ver­
längerung der Darlehenslaufzeit trägt der Zuwendungs­
empfänger die Zinsen, die nach Ablauf der Laufzeit 
von 10 Jahren anfallen, einschließlich des Risikos einer 
möglichen Zinserhöhung nach dem Zinsfestschrei­
bungszeitraum von 10 Jahren. 

5.4.3	 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben bei Neubau-, 
Umbau-, Umwandlungs-, Renovierungs- und Moderni­
sierungsmaßnahmen ergeben sich, soweit keine Ko­
stenrichtwerte festgelegt worden sind, aus den in den 
Planungsunterlagen tatsächlich nachgewiesenen und ­
soweit erforderlich - baufachlich anerkannten Ausga­
ben für die einzelnen förderfähigen Kostengruppen. 
Als Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der zu­
wendungsfähigen Gesamtausgaben sind die Kosten­
gruppen der DIN 276 zugrunde zu legen. Die Kosten­
gruppen 100 (Grundstückskosten) und 220 (öffentliche 
Erschließung) sind nicht zuwendungsfähig. 

5.4.4	 Alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden 
Einnahmen (insbesondere Zuwendungen, Leistungen 
Dritter, Erträge aus der zinsbringenden Geldanlage) 
und der Eigenanteil des Zuwendungsempfängers sind 
als Deckungsmittel für alle mit dem Zuwendungs­
zweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. 

5.4.5	 Fördermittel der Bundesagentur für Arbeit können bis 
zu 10 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben als 
barer Eigenanteil angerechnet werden, sofern die Ge­
samtförderung aus Mitteln des Bundes einschließlich 
der Förderung nach dieser Richtlinie 90 % der zuwen­
dungsfähigen Gesamtausgaben nicht übersteigt. Der 
erforderliche Eigenanteil von 10 % nach Nr. 5.4.1 kann 
nicht durch Fördermittel der Bundesagentur für Arbeit 
erbracht werden. 

5.4.6	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlossen 
für Vorhaben, die aus Mitteln der Strukturfonds der Euro­
päischen Union (u. a. aus dem Operationellen Programm 
des Bundes für den Europäischen Sozialfonds Förderpe­
riode 2007-2013, dem Operationellen Programm Verkehr 
- EFRE - Bund - 2007-2013 bzw. dem Operationellen 
Programm des Landes Brandenburg für den Europäi­
schen Sozialfonds (ESF) in der Förderperiode 2007 bis 
2013), dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) oder aus 
dem Konjunkturpaket II gefördert werden. 
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5.4.7	 Die Zuwendung soll ohne wichtigen Grund eine Baga­
tellgrenze von 30.000,00 EUR nicht unterschreiten. 
Beträgt der Eigenanteil des Antragstellers mindestens 
7.000,00 EUR, so gilt eine Bagatellgrenze von 
25.000,00 EUR, bei einem Eigenanteil von mindestens 
15.000,00 Euro beträgt sie 20.000,00 EUR. 

Die Zuwendung an einen örtlichen Träger der öffent­
lichen Jugendhilfe, eine Gemeinde oder ein Amt als 
Zwischen- oder als Letztempfänger für Förderungen 
von Kindertagespflege soll ohne wichtigen Grund die 
Bagatellgrenze von 5.000,00 EUR nicht unterschreiten. 

Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sowie 
die Gemeinden und Ämter, die sich gemäß § 12 Abs. 1 
Satz 2 KitaG gegenüber ihrem Landkreis zur Gewähr­
leistung der Kindertagesbetreuung verpflichtet haben, 
können für Anträge, deren Fördervolumen die Baga­
tellgrenzen nicht erreicht (Kleinanträge), als Zwischen­
empfänger auftreten. Kleinanträge sollen nach Mög­
lichkeit in einem zusammengefassten Antrag pro Jahr 
gebündelt werden, jedoch getrennt  von dem Antrag auf 
Förderung von Kindertagespflege. 

Für die Einhaltung und Prüfung der Zuwendungsbe­
stimmungen gegenüber der Bewilligungsbehörde zum 
Zeitpunkt der Antragstellung, Auszahlung und Verwen­
dungsnachweislegung ist der Zwischenempfänger ver­
antwortlich. 

6.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Im Zuwendungsbescheid ist die Dauer der Zweckbin­
dung wie folgt festzusetzen: 
Alle mit Hilfe der Zuwendung beschafften oder herge­
stellten unbeweglichen Gegenstände sind 10 Jahre, bei 
Zuwendungen ab 250.000,00 EUR 15 Jahre, alle beweg­
lichen Gegenstände mit einem Beschaffungswert über 
410,00 EUR sind 5 Jahre und bis 410,00 EUR 2 Jahre 
für den Zuwendungszweck gebunden. Die Verwendung 
der Gegenstände innerhalb der vorgenannten Zeiträu­
me für andere Zwecke bedarf der vorherigen Zustim­
mung der Bewilligungsbehörde. Nach Ablauf der Fri­
sten kann über die Gegenstände frei verfügt werden. 

6.2	 Ist der Antragsteller ein freier Träger und Grundstücks­
eigentümer/Erbbauberechtigter, so ist er verpflichtet, 
bei einer Zuwendung von mehr als 20.000,00 EUR zur 
Sicherung etwaiger Rückforderungsansprüche eine 
dingliche Sicherung durch die Eintragung einer Grund­
schuld in Zuwendungshöhe an rangbereitester Stelle im 
Grundbuch/Erbbaugrundbuch nachzuweisen. Anstelle 
einer dinglichen Sicherung kann er eine für die Zeit der 
Zweckbindung bestehende selbstschuldnerische Bürg­
schaft einer deutschen Bank in Zuwendungshöhe bei­
bringen. 

Ist der freie Träger nicht Grundstückeigentümer/Erb­
bauberechtigter, so hat die dingliche Sicherung durch 
den Grundstückseigentümer/Erbbauberechtigten in Form 

einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit und einer 
Grundschuld zu erfolgen, sofern es sich nicht um eine 
Gebietskörperschaft handelt. Alternativ kann der An­
tragsteller eine für die Zeit der Zweckbindung beste­
hende selbstschuldnerische Bürgschaft einer deutschen 
Bank in Zuwendungshöhe beibringen. Darüber hinaus 
ist in diesen Fällen ein Miet-, Pacht- oder sonstiger 
Nutzungsvertrag mindestens über die Dauer der Zweck­
bindung zwischen freiem Träger und Grundstücksei­
gentümer erforderlich. 

6.3	 Antragsteller, die nicht Gebietskörperschaft sind, und 
die als Eigentümer/Erbbauberechtigte einem Träger ei­
ner Kindertagesstätte Grundstück und Gebäude zur 
Verfügung stellen, sind verpflichtet, bei einer Zuwen­
dung von mehr als 20.000,00 EUR zur Sicherung et­
waiger Rückforderungsansprüche eine dingliche Si­
cherung durch die Eintragung einer Grundschuld in 
Zuwendungshöhe an rangbereitester Stelle im Grund­
buch/Erbbaugrundbuch nachzuweisen. Der Grund­
stückseigentümer/Erbbauberechtigte hat darüberhinaus 
die Zweckbestimmung durch die Eintragung einer be­
schränkt persönlichen Dienstbarkeit für die Dauer der 
Zweckbindung zu sichern. Alternativ kann der Antrag­
steller eine für die Zeit der Zweckbindung bestehende 
selbstschuldnerische Bürgschaft einer deutschen Bank 
in Zuwendungshöhe beibringen. Ein Miet-, Pacht- oder 
sonstiger Nutzungsvertrag über die Dauer der Zweck­
bindung ist erforderlich. 

7.	 Verfahren 

Die InvestitionsBank des Landes Brandenburg (ILB) 
ist im Bewilligungsverfahren die Bewilligungsbehörde. 
Bei der Gewährung von Zuwendungen in Form von 
Schuldendiensthilfen schließt sie als Geschäftsbesorger 
den Darlehensvertrag mit dem jeweiligen Zuwendungs­
empfänger in eigenem Namen und auf eigene Rech­
nung. 

7.1	 Antragsverfahren 

7.1.1	 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung können lau­
fend oder zu den vom örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe spätestens drei Monate zuvor festgesetz­
ten Terminen bei diesem eingereicht werden. Bei An­
trägen auf Zuwendungen für Neubau-, Umbau-, Um­
wandlungs- und Modernisierungsmaßnahmen von Ein­
richtungen im Sinne des § 45 SGB VIII ist eine Stel­
lungnahme des Landesjugendamtes beizufügen, aus 
der hervor geht, ob mit der geplanten Maßnahme ggf. 
bestehende Auflagen der Betriebserlaubnis beseitigt 
werden können, in jedem Fall aber, ob die Betriebser­
laubnis hierdurch beeinträchtigt wird. Die örtlichen 
Träger übersenden die Anträge zusammen mit ihren in 
einer Liste zusammengefassten begründeten Voten 
(Votenliste) gemäß Punkt 7.2.1 an die ILB. Werden die 
Anträge laufend eingereicht, ist die Votenliste fortzu­
schreiben. Die tragenden Gründe für jedes ablehnende 
Votum sind auszuführen. 
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7.1.2	 Anträge für das Jahr 2013 sind bis zum 30. Juni 2012 
über die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
an die ILB zu richten. Schöpft ein örtlicher Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe das Kontingent nach Anlage 1 
nicht aus, so entscheidet die für die Betreuung von 
Kindern im Alter unter drei Jahren zuständige oberste 
Landesbehörde über die Vergabe der Restmittel nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Dabei ist zu beachten, dass 
alle geförderten Maßnahmen bis zum 31.12.2013 um­
gesetzt sein müssen. 

7.1.3	 Bei Anträgen von Gemeinden und Ämtern wird ab ei­
ner Zuwendungssumme von 100.000,00 EUR die bau­
fachliche Prüfung durch die zuständige bautechnische 
Dienststelle der Gemeinde vorgenommen. Ab einer 
Zuwendungssumme von 500.000,00 EUR (bis zum 
31.12.2010: 2,5 Mio. EUR) veranlasst die Bewilli­
gungsbehörde die baufachliche Prüfung durch den 
Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegenschaften 
und Bauen (BLB). 

Für den Fall, dass eine bautechnische Dienststelle in 
Gemeinden nicht vorhanden ist bzw. die baufachliche 
Prüfung aus Kapazitätsgründen innerhalb des geforder­
ten Zeitrahmens nicht geleistet werden kann, veran­
lasst die Bewilligungsbehörde bei Zuwendungen ab 
100.000,00 EUR auf Antrag des Zuwendungsempfän­
gers die baufachliche Prüfung durch den Brandenbur­
gischen Landesbetrieb für Liegenschaften und Bauen. 
Bei freien sowie gewerblichen Trägern erfolgt in jedem 
Fall, unabhängig von der Höhe der Zuwendung, die 
baufachliche Prüfung durch den BLB. 

7.1.4	 Öffentliche Antragsteller haben im Antragsverfahren 
zu bestätigen, dass eine die Maßnahme und ihre Finan­
zierung berücksichtigende rechtskräftige Haushaltssat­
zung vorliegt oder die zuständige Kommunalaufsichts­
behörde dem Vorhaben zugestimmt hat. Freie Träger 
haben im Antragsverfahren zu bestätigen, dass ein von 
ihrem zuständigen Gremium beschlossener oder ge­
nehmigter Haushalts- bzw. Wirtschaftsplan vorliegt. 

7.1.5.	 Eine zu fördernde Maßnahme darf erst nach Vorlage 
des Bewilligungsbescheides begonnen werden. Als 
Maßnahmebeginn gilt der Abschluss eines der Umset­
zung des Vorhabens dienenden rechtsverbindlichen Lie­
ferungs- und Leistungsvertrages. Ausnahmen bedürfen 
der vorherigen Zustimmung durch die InvestitionsBank 
des Landes Brandenburg. 

7.1.6	 Alle Anträge auf Förderung von Investitionen in Ange­
bote der Kindertagespflege sind direkt an die örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe oder die Gemein­
den und Ämter, die sich gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 KitaG 
gegenüber ihrem Landkreis zur Gewährleistung der 
Kindertagesbetreuung verpflichtet haben, zu richten. 

Das selbe gilt für Anträge auf Zuwendungen unter 
30.000 EUR für andere Angebote der Kindertages­
betreuung (Kleinanträge). Bei einem Eigenanteil des 
Antragstellers von mindestens 7.000,00 EUR gilt dies 

nur für Anträge auf Zuwendungen unter 25.000,00 EUR, 
bei einem Eigenanteil von mindestens 15.000,00 EUR 
für Anträge auf Zuwendungen unter 20.000,00 EUR. 

Die örtlichen Träger, Gemeinden oder Ämter beantra­
gen bei der InvestitionsBank des Landes Brandenburg 
als Zwischen- oder Letztempfänger die notwendigen 
Fördermittel. 

Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe be­
ziehen die Anträge, für die sie selbst oder ihre kreis­
angehörigen Gemeinden und Ämter als Zwischen- oder 
Letztempfänger auftreten, in ihre Votenlisten gemäß 
Punkt 7.2.1 ein. 

Die Termine gemäß Punkt 7.1.1 und 7.1.2 gelten ent­
sprechend. 

7.2	 Bewilligungsverfahren 

7.2.1	 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe votie­
ren nach Anhörung der kreisangehörigen Gemeinden 
im Rahmen des als Anlage 1 beigefügten Orientie­
rungsrahmens zu den zu fördernden Maßnahmen und 
der Höhe der Förderungen, listen die von ihnen zur För­
derung vorgeschlagenen Maßnahmen mit den jeweili­
gen Zuwendungsbeträgen auf (Votenliste) und leiten 
diese mit den Anträgen der ILB zu. Führt ein der Höhe 
nach vom Antrag abweichendes Votum zu einer Finan­
zierungslücke, so kann der Antrag nur dann an die ILB 
weitergeleitet werden, wenn der Finanzierungsplan ein­
schließlich Nachweis des Eigenanteils angepasst wor­
den ist. Kann die geänderte Gesamtfinanzierung nicht 
dargestellt werden, ist die Förderung des Vorhabens 
nicht möglich. Über- oder unterschreitet die Summe 
der zu fördernden Maßnahmen den anteiligen Jahres­
betrag (Orientierungsrahmen) gem. Anlage 1, so ändert 
sich der Verfügungsrahmen der Folgejahre entspre­
chend. Für die Förderung ab dem Jahr 2009 erarbeiten 
die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe im 
Benehmen mit den kreisangehörigen Gemeinden För­
dergrundsätze. 

Die Bearbeitung eines Förderantrages kann im Einver­
nehmen zwischen dem Antragsteller und dem örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe in das Folgejahr 
verschoben werden; die Frist zur Zuleitung der Anträge 
für das Jahr 2013 an die ILB nach Punkt 7.1.2 bleibt 
unberührt. 

7.2.2	 Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe ha­
ben bei ihrem Votum vorrangig die Beseitigung von 
befristeten Ausnahmen hinsichtlich der Mindestspiel­
flächen der betreuten Kinder zu berücksichtigen. Wei­
terhin sind die Bedarfsplanung nach § 12 Abs. 3 Satz 2 
KitaG sowie das Ziel zu beachten, ab dem Kinderta­
gesstättenjahr 2013/2014 einen allgemeinen Rechtsan­
spruch für Kinder vom vollendeten ersten Lebensjahr 
bis zum vollendeten dritten Lebensjahr erfüllen zu kön­
nen. Bei Anträgen auf Zuwendungen für Neubau-, Um­
bau-, Umwandlungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
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von Einrichtungen im Sinne des § 45 SGB VIII ist die 
Stellungnahme des Landesjugendamtes zu berücksich­
tigen. 

7.2.3	 Die Entscheidungen der Bewilligungsbehörde ergehen 
auf der Grundlage der nach Punkt 7.2.2 übersandten 
Votenlisten sowie des SGB X. Liegen die Zuwendungs­
voraussetzungen nicht vor oder stehen nicht ausrei­
chend Haushaltsmittel zur Verfügung, erteilt die Bewil­
ligungsbehörde einen ablehnenden Bescheid. 

7.2.4	 Bei Anträgen auf Förderung von Investitionen in Ange­
bote der Kindertagespflege und auf Zuwendungen un­
ter 30.000,00 EUR (Kleinanträge) entscheiden die ört­
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bzw. die Ge­
meinden oder Ämter, die sich gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 
KitaG gegenüber ihrem Landkreis zur Gewährleistung 
der Kindertagesbetreuung verpflichtet haben, nach den 
von ihnen  festgelegten Kriterien und bestätigen, dass 
die Zuwendungsvoraussetzungen nach dieser Förder­
richtlinie gegeben sind; eine Weiterleitung der Anträge 
der Tagespflegepersonen und der Kleinanträge an die 
ILB erfolgt nicht, vielmehr reicht der örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe, die Gemeinde oder das 
Amt eine listenmäßige Aufstellung mit den Namen und 
Anschriften der zu fördernden Tagespflegepersonen 
und Einrichtungen, der Anzahl der neu zu schaffenden 
und der zu sichernden Betreuungsplätze für Kinder un­
ter drei Jahren sowie den jeweiligen Förderbeträgen bei 
der ILB ein. 

Sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 
die Gemeinden oder Ämter Letztempfänger, so geben 
sie in ihrem Antrag die Anzahl der neu zu schaffenden 
und der zu sichernden Betreuungsplätze für Kinder un­
ter drei Jahren sowie die jeweiligen Förderbeträge an. 
Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die 
Gemeinden und Ämter leiten, soweit sie nicht selbst 
Letztempfänger sind, die Förderung als Zwischenemp­
fänger an die Letztempfänger weiter. 

7.2.5	 Über die Vergabe von Investitionsmitteln für Modell­
projekte entscheidet die für die Betreuung von Kindern 
im Alter unter drei Jahren zuständige oberste Landes­
behörde nach Abstimmung mit dem zuständigen ört­
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe auf der Grund­
lage dieser Förderrichtlinie nach pflichtgemäßem Er­
messen. Investitionsmittel für Modellprojekte werden 
nicht auf die Kontingente der örtlichen Träger der öf­
fentlichen Jugendhilfe angerechnet. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren 

7.3.1	 Die Auszahlung der Zuwendung in Form von Zuwei­
sungen/Zuschüssen an den Zuwendungsempfänger er­
folgt entsprechend der Nr. 1.4.4 der ANBest-G / Nr. 1.4 
ANBest-P. Die Mittelabrufe sind mit den entsprechen­
den Nachweisen der InvestitionsBank des Landes 
Brandenburg zu übergeben. 

7.3.2	 Soweit es sich um Darlehensverträge handelt, erfolgt 
die Auszahlung der Zuwendungen in Form der Schul­
dendiensthilfe direkt an die InvestitionsBank des Lan­
des Brandenburg als Geschäftsbesorger. 

7.3.3	 Sind im Maßnahmevollzug Minderausgaben nachgewie­
sen worden, verringert sich die Zuwendung bzw. Schul­
dendiensthilfe dementsprechend. Ein letzter Teilbetrag 
von fünf Prozent der Gesamtzuwendung soll erst ausge­
zahlt werden, wenn der Zuwendungsempfänger den Ver­
wendungsnachweis vollständig und prüffähig vorgelegt 
hat. Bei Schuldendiensthilfen/Darlehen soll die Schluss­
rate des Darlehens zur Vermeidung von Zinsansprüchen 
aus dem Darlehensvertrag und mit Blick auf einen 
Widerruf der Schuldendiensthilfe für nicht zweckent­
sprechend abgerufene und nicht eingesetzte Darlehens­
mittel nur in der Höhe abgerufen werden, wie sie für die 
Erfüllung des Zuwendungszwecks unabdingbar ist. 

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren 

7.4.1	 Der Zuwendungsempfänger erbringt gegenüber der In­
vestitionsBank des Landes Brandenburg innerhalb des 
Bewilligungszeitraums, bei Gewährung einer Zuwen­
dung in Form einer Schuldendiensthilfe/Darlehen inner­
halb von 6 Monaten nach Abschluss der Maßnahme, 
den Verwendungsnachweis. Dieser hat neben den in den 
AnBest-G Nr. 7 oder AnBest-P Nr. 6 (VV/VVG zu § 44 
LHO) geforderten Angaben auch die Namen und An­
schriften der begünstigten Tagespflegepersonen und 
Einrichtungen sowie die Zahl der neu entstandenen 
bzw. gesicherten Plätze für die Betreuung von Kindern 
bis zum vollendeten dritten Lebensjahr zu enthalten. 

7.4.2	 Jeder Zuwendungsempfänger hat zu bescheinigen, dass 
die gewährten Zuwendungen zweckentsprechend, wirt­
schaftlich und sparsam verwendet wurden. 

7.5	 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf­
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor­
derung der gewährten Zuwendung gilt die VV/VVG zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Ab­
weichungen zugelassen worden sind. 

8.	 Geltungsdauer 

8.1	 Diese Förderrichtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2008 in Kraft und gilt bis zum 31. Dezember 2013. 

8.2	 Auf Anträge, die bis zum 31.12.2009 bei der Investi­
tionsBank Brandenburg eingegangen sind, wird die 
Richtlinie in der zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas­
sung angewendet. 
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Förderung von Investitionsmaßnahmen 

zur Umsetzung des Investitionsprogramms 


„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008 – 2013 

im Land Brandenburg


Hinweise des Ministeriums für Bildung, 

Jugend und Sport


für örtliche Träger der Jugendhilfe, Gemeinden, 

Einrichtungsträger und Tagespflegepersonen


Bund, Länder und Kommunen haben sich im Jahr 2007 über 
den bedarfsgerechten Ausbau der Kindertagesbetreuung für 
Kinder im Alter unter drei Jahren geeinigt. Der Bund beteiligt 
sich in den Jahren 2008 bis 2013 mit insgesamt 2,15 Mrd. 
Euro an den erforderlichen Investitionskosten. Entsprechend 
dem Anteil der Kinder unter drei Jahren fließen daraus etwa 
57 Mio. Euro an Investitionen für Betreuungsangebote ins 
Land Brandenburg, von denen in den Jahren 2008 und 2009 
rund 19 Mio. Euro vergeben wurden, sodass für den verblei­
benden Förderungszeitraum der Jahre 2010 bis 2013 noch 
38 Mio. Euro zur Verfügung stehen. Die Fördermittel werden 
im Auftrag des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport 
(MBJS) auf der Grundlage einer Richtlinie1 von der Investi­
tionsBank des Landes Brandenburg (ILB) ausgereicht und 
- wiederum entsprechend dem Anteil der Kinder unter drei Jah­
ren - den Landkreisen und kreisfreien Städten als Kontingente 
zugeordnet. 

In den nachfolgenden Hinweisen werden die Förderbedingun­
gen erläutert und dabei Fragen aufgegriffen, die dem MBJS 
und der ILB in der Zeit seit Bekanntgabe des Förderprogramms 
gestellt worden sind. Selbstverständlich ist das MBJS für wei­
tere Fragen und Anregungen offen2 und wird diese Hinweise 
bei Bedarf entsprechend weiterentwickeln. 

Zweck des Investitionsprogramms: Ausbau und Sicherung 
der U3-Betreuung 

- Vergabekriterium: Kita-Bedarfsplanung 

Ausschlaggebend für die Vergabe der Investitionsmittel aus 
den Kontingenten der Landkreise und kreisfreien Städte ist de­
ren jeweilige Kita-Bedarfsplanung. So soll gewährleistet wer­
den, dass am Ende des Förderzeitraumes im Jahr 2013 auch 
wirklich die erforderlichen Betreuungsangebote am richtigen 
Ort in angemessener Qualität zur Verfügung stehen. Eine Ver­
teilung nach dem sog. „Gießkannenprinzip“ würde diese An­
forderung sicherlich nicht erfüllen. Andere Gesichtspunkte, die 
nicht der Deckung der benötigten U3-Betreuung dienen, kön­
nen bei der Entscheidung über die Vergabe der Fördermittel 
deshalb nur eine nachrangige Rolle spielen, das heißt: 

1 Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Inves­
titionsmaßnahmen zur Umsetzung des Investitionsprogramms „Kinderbetreu­
ungsfinanzierung“ 2008 – 2013 im Land Brandenburg (RL Kinderbetreu­
ungsfinanzierung) vom 31.03.2008 in der Fassung der Änderungen vom 
22.02.2010 

2 Fragen und Anregungen bitte möglichst per Mail an: ralf.kohlberger@ 
mbjs.brandenburg.de 

Nur dann, wenn für die Gewährleistung der prognostisch zu er­
wartenden Nachfrage nach U3-Betreuung gemäß der Kita-Be­
darfsplanung des örtlichen Trägers der Jugendhilfe zwei Ein­
richtungen gleich geeignet erscheinen, aber nur eines dieser 
konkurrierenden Angebote benötigt wird, dürfen für die Aus­
wahlentscheidung auch andere Kriterien berücksichtigt werden 
(etwa die Unterstützung besonders strukturschwacher Regio­
nen oder besonders finanzschwacher Gemeinden, der Erhalt 
von Arbeitsplätzen usw.). 

Keinesfalls in Betracht kommt die Vergabe an bestehende Ein­
richtungen, deren Inanspruchnahme durch Kinder unter drei 
Jahren durch die Kita-Bedarfsplanung des örtlichen Trägers 
der Jugendhilfe nicht langfristig vorgesehen ist. 

- Sicherung vorhandener Plätze, Schaffung neuer Plätze 

Mit den Investitionsmitteln sollen U3-Betreuungsplätze, die 
gemäß der Kita-Bedarfsplanung benötigt werden, in ihrem Be­
stand in zeitgemäßer Gestaltung gesichert oder dort, wo es er­
forderlich ist, neue Plätze geschaffen werden. 

- Festlegung durch die für die Kita-Bedarfsplanung zu­
ständige Stelle 

Die Festlegung, welche Maßnahmen für eine Förderung mit In­
vestitionsmitteln vorgeschlagen werden sollen, trifft die nach 
den Regelungen des örtlichen Trägers der Jugendhilfe dafür 
zuständige Stelle, z. B. der Kreistag oder die Stadtverordneten­
versammlung auf Vorschlag des Jugendhilfeausschusses. Un­
zulässig wäre dagegen eine Festlegung, die Fördermittel gleich­
mäßig auf die kreisangehörigen Gemeinden zu verteilen, denn 
§ 12 KitaG lässt eine Übertragung der Kita-Bedarfsplanung 
auf kreisangehörige Gemeinden aus guten Gründen nicht zu. 

1.	 Antragsteller/Zuwendungsempfänger 

können sein: 

1.1	 Träger von Einrichtungen (Kindertagesstätten) und an­
deren Angeboten der Kindertagesbetreuung, wenn sie 
Eigentümer des genutzten Grundstücks sind: 

- Gemeinden (einschließlich kreisangehörige und 
kreisfreie Städte) 

- Ämter 
- Träger der freien Jugendhilfe 
- Gewerbliche Träger 

- Jedoch nicht: Tagespflegepersonen 

(Näheres: ➞ 1.5.2)


1.2	 Nichteigentümer: 

Wenn Nichteigentümer (z. B. Einrichtungsträger, die 
ein Objekt gemietet oder gepachtet haben) eine Zu­
wendung beantragen, muss der Eigentümer des Ob­
jekts sich verbindlich verpflichten, die Förderbedin­
gungen (insbesondere die Zweckbindung für U3-Be­
treuung einschließlich der Zweckbindungsdauer) ein­
zuhalten. 
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1.3	 Gemeinden, die einem freien Träger Grundstück und 
Gebäude zur Verfügung stellen: 

Stellt eine Gemeinde einem freien Träger Grundstück 
und Gebäude für den Betrieb einer Kindertagesstätte 
zur Verfügung, muss sie sich mit dem Einrichtungsträ­
ger über den Zuwendungsantrag abstimmen. Der Ein­
richtungsträger muss also mit der in dem Zuwendungs­
antrag vorgesehenen Nutzung für die U3-Betreuung 
einverstanden sein und diese in seiner Einrichtungs­
konzeption vorsehen. 

1.4	 Andere Eigentümer, die einem Kita-Träger Grundstück 
und Gebäude zur Verfügung stellen: 

Andere Eigentümer (z. B. private Investoren), die ei­
nem Kita-Träger Grundstück und Gebäude zur Verfü­
gung stellen (vermieten oder verpachten), sind antrags­
berechtigt, wenn der Antrag mit dem Träger der Kin­
dertagesstätte und der Gemeinde abgestimmt ist. Der 
Betrieb der Kindertagesstätte muss für die Dauer der 
Zweckbindung durch dingliche Sicherung (Eintragung 
einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im Grund­
buch) gesichert sein und es ist eine Grundschuld in Hö­
he der Zuwendung im Grundbuch nachzuweisen. Die 
Voraussetzungen einer solchen Zuwendung sind wegen 
der besonderen Schwierigkeit, die Zweckbindung ver­
lässlich zu sichern, unbedingt in jedem Einzelfall vor­
ab mit der ILB abzustimmen. Da die zur Verfügung 
stehenden Mittel nicht zur Förderung privater Unter­
nehmungen ausgereicht werden, sondern dem Ausbau 
und der Sicherung der U3-Kindertagesbetreuung die­
nen, sind Anträge privater Investoren unbedingt vor 
Kontaktaufnahme mit der ILB mit dem jeweiligen Ki­
ta-Träger, der Gemeinde und dem Jugendamt des 
Landkreises/der kreisfreien Stadt abzustimmen; es muss 
bereits feststehen, welcher Kita-Träger für das Vorha­
ben zur Verfügung steht, die Betriebskostenfinanzie­
rung der Kita muss durch Vereinbarungen mit der Ge­
meinde und dem Jugendamt gesichert und die Aufnah­
me in den Kita-Bedarfsplan des Landkreises/der kreis­
freien Stadt muss geklärt sein.3 

1.5	 Örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe/Leistungs­
verpflichtete nach § 12 Abs. 1 Satz 2 KitaG4 

3	 Bei der ILB stehen leider keine Arbeitskapazitäten zur Erläuterung der 
Strukturen und der Finanzierung von Kindertagesbetreuung im Land Bran­
denburg zur Verfügung; Interessenten informieren sich bitte bei der Kita-
Beratung des Landkreises oder der kreisfreien Stadt; Rechtsgrundlagen: 
§ 16 Abs. 1 - 3 Kita-Gesetz und Kindertagesstätten-Betriebskosten- und 
Nachweisverordnung 
(www.mbjs.brandenburg.de > Vorschriften/Publikationen). 

4	 § 12 Abs. 1 KitaG: 
„(1) Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat die Aufgabe, die 
Kindertagesbetreuung nach § 1 zu gewährleisten. Kreisangehörige Ge­
meinden und Ämter können sich durch öffentlich-rechtlichen Vertrag ver­
pflichten, in ihrem Gebiet die Aufgabe für den örtlichen Träger der öffent­
lichen Jugendhilfe durchzuführen; die örtliche Trägerschaft der öffentlichen 
Jugendhilfe bleibt davon unberührt. (...)“ 

1.5.1	 als Einrichtungsträger 

Örtliche Träger der Jugendhilfe und andere nach § 12 
Abs. 1 Satz 2 KitaG leistungsverpflichtete Gemeinden 
können von den Möglichkeiten nach 1.1 bis 1.3 Ge­
brauch machen, wenn sie Träger von Einrichtungen der 
U3-Betreuung sind. Dabei haben sie - wie auch sonst 
beim Betrieb von Kindertagesstätten und bei der Durch­
führung anderer Maßnahmen der Kinder- und Jugend­
hilfe - die Wertentscheidung des Bundesgesetzgebers 
in § 4 Abs. 2 und § 74 Abs. 5 Satz 2 SGB VIII5 

zu beachten. 

1.5.2	 als Zwischen- oder Letztempfänger zur Förderung von 
Tagespflege: 

Für Investitionen in Tagespflegestellen stellen die ört­
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe (bzw. die 
leistungsverpflichteten Gemeinden) „Sammelanträge“, 
d.h. sie fassen alle Anträge aus ihrem Zuständigkeits­
bereich zusammen. Die Bewilligung erfolgt seitens der 
ILB an den jeweiligen Leistungsverpflichteten, der ent­
weder aus diesen Mitteln (als Letztempfänger) unmit­
telbar Anschaffungen/Investitionen für Tagespflege­
stellen tätigt oder die Mittel (als Zwischenempfänger) 
per Bewilligung an Tagespflegepersonen weiterreicht. 

Soweit der Landkreis nach Nr. 3 der Richtlinie in Ab­
stimmung mit den Kommunen, mit denen er einen öf­
fentlich-rechtlichen Vertrag nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Ki­
taG geschlossen hat (Übertragung der „Leistungsver­
pflichtung“), deren Anträge für Investitionen in Tages­
pflege bündeln will, bestehen keine Bedenken. Der 
Landkreis erhält dann als Zwischenempfänger einen 
Bewilligungsbescheid. 

5	 § 4 Abs. 2 SGB VIII: 
„(2) Soweit geeignete Einrichtungen, Dienste und Veranstaltungen von aner­
kannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben werden oder rechtzeitig 
geschaffen werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eigenen 
Maßnahmen absehen.“ 
§ 74 Abs. 3 - 5 SGB VIII: 
„(3) Über die Art und Höhe der Förderung entscheidet der Träger der öffent­
lichen Jugendhilfe im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Entsprechendes gilt, wenn mehrere Antragstel­
ler die Förderungsvoraussetzungen erfüllen und die von ihnen vorgesehenen 
Maßnahmen gleich geeignet sind, zur Befriedigung des Bedarfs jedoch nur 
eine Maßnahme notwendig ist. Bei der Bemessung der Eigenleistung sind 
die unterschiedliche Finanzkraft und die sonstigen Verhältnisse zu berük­
ksichtigen. 
(4) Bei sonst gleich geeigneten Maßnahmen soll solchen der Vorzug gege­
ben werden, die stärker an den Interessen der Betroffenen orientiert sind und 
ihre Einflussnahme auf die Ausgestaltung der Maßnahme gewährleisten. 
(5) Bei der Förderung gleichartiger Maßnahmen mehrerer Träger sind unter 
Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen gleiche Grundsätze und Maßstäbe 
anzulegen. Werden gleichartige Maßnahmen von der freien und der öffent­
lichen Jugendhilfe durchgeführt, so sind bei der Förderung die Grundsätze 
und Maßstäbe anzuwenden, die für die Finanzierung der Maßnahmen der 
öffentlichen Jugendhilfe gelten.“ 
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Bei der Förderung von Kindertagespflege können die 
erforderlichen Eigenmittel in Höhe von mindestens 10 % 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben wahlweise 
(d. h. aufgrund entsprechend begründeter Entschei­
dung des Leistungsverpflichteten unter Beachtung des 
Gleichbehandlungsgebots in der besonderen Aus­
prägung der Differenzierungskriterien aus § 74 Abs. 3 
bis 5 SGB VIII)6 vom Leistungsverpflichteten oder von 
den Tagespflegestellen erbracht werden. 

Tagespflegepersonen können also keine Zuwendung 
der ILB beantragen. 

Ob, wie und nach welchem Verfahren Tagespflegeper­
sonen - mittelbar - aus dem Investitionsprogramm 
„Kinderbetreuungsfinanzierung“ gefördert werden 
können, richtet sich nach den Regelungen des jeweili­
gen Leistungsverpflichteten nach § 12 Abs. 1 KitaG7, 
d.h. des Landkreises, der kreisfreien Stadt oder der Ge­
meinde, die sich zur Gewährleistung der bedarfsge­
rechten Kindertagesbetreuung verpflichtet hat. 

1.5.3	 als Zwischen- oder Letztempfänger zur Förderung von 
kleinteiligen Maßnahmen: 

Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Ju­
gendämter) sowie die Gemeinden und Ämter, die sich 
gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 KitaG gegenüber ihrem 
Landkreis zur Gewährleistung der Kindertagesbetreu­
ung verpflichtet haben, können Kleinanträge bündeln, 
deren Fördervolumen die Bagatellgrenzen nicht er­
reicht, und die Zuwendungen als Zwischenempfänger 
weiterreichen. Die Jugendämter/Gemeinden/Ämter sind 
dazu nicht verpflichtet, vielmehr handelt es sich um ei­
ne Option, von der sie zugunsten kleinteiliger Vorha­
ben Gebrauch machen können, aber nicht müssen. 

2.	 Förderfähige Maßnahmen 

Eine Förderung nach diesem Investitionsprogramm 
kommt „für notwendige Investitionen zur Schaffung 
und Sicherung von Betreuungsplätzen in Kindertages­
einrichtungen und Kindertagespflege für Kinder bis 
zum vollendeten dritten Lebensjahr“ in Betracht. 

Eine Sicherung von Betreuungsplätzen liegt vor, wenn 
vorhandene U3-Plätze qualitativ aufgewertet und da­
durch auf einen zeitgemäßen Stand gebracht werden. 

2.1	 Vorrang: Abbau von Ausnahmeregelungen in der 
Betriebserlaubnis, z. B. Realisierung der 
Mindestspielflächen 

Da die vorhandenen Betreuungsplätze im Land Bran­
denburg (insbesondere in den berlinfernen Regionen) 
zahlenmäßig ausreichen, werden diese in erster Linie 
zu sichern, d.h. qualitativ auf ein für die Betreuung von 
U3-Kindern angemessenes Niveau zu bringen sein. 

6 Siehe oben Fußnote 5 
7 Siehe oben Fußnote 4 

Soweit Kindertagesstätten (Krippen) bisher nicht über 
die erforderlichen Mindestspielflächen pro U3-Kind 
verfügen und nur auf der Grundlage einer entsprechen­
den Ausnahmeregelung des Landesjugendamtes in der 
Betriebserlaubnis betrieben werden dürfen, soll vorran­
gig die Herstellung der Mindestspielflächen gefördert 
werden. Ziel ist dabei, dass jeder örtliche Träger der Ju­
gendhilfe (Jugendamt) in seinem Kita-Bedarfsplan die 
Mindestspielflächen für alle zur Bedarfsdeckung erfor­
derlichen U3-Plätze nachweisen kann. 

Der Vorrang gilt auch für den Abbau anderer in der Be­
triebserlaubnis ausnahmsweise zugelassenen Abwei­
chungen von Mindestanforderungen. 

2.2	 Notwendige Investitionen/Erforderlichkeit 

Die Investitionen müssen für die U3-Betreuung not­
wendig (= erforderlich) sein. Das ist der Fall, wenn die 
Investition unmittelbar der U3-Betreuung dient. Bei 
den meisten Maßnahmen wird sich die Erfüllung dieser 
Voraussetzung „aus der Natur der Sache“ ergeben, et­
wa wenn eine vorhandene Kita einen Anbau für eine 
U3-Gruppe erstellen will oder wenn die sanitären An­
lagen einer Krippe erneuert werden sollen. 

Nicht unmittelbar der U3-Betreuung dienlich sind 
Neubauten für andere Altersgruppen (zum Beispiel 
Kindergarten, Hort, Altenheim); dies gilt auch dann, 
wenn die von den anderen Altersgruppen bisher ge­
nutzten Räume nach der Realisierung eines Neubaus 
für die U3-Betreuung zur Verfügung gestellt werden. 
Solche Neubauten für andere Altersgruppen sind nicht 
aus dem U3-Investitionsprogramm förderfähig. 

Ebensowenig sind allgemeine Infrastrukturmaßnahmen 
förderfähig, zum Beispiel verkehrsberuhigende Maß­
nahmen im Umfeld der Kita oder Parkplätze im öffent­
lichen Bereich. Ampeln, Fußgängerüberwege (Zebra­
streifen) und andere verkehrssichernde Maßnahmen 
gehören nicht unmittelbar zur Baumaßnahme einer Be­
treuungseinrichtung, sondern sind im Rahmen des 
Straßenbaus vorzusehen. Solche Vorhaben sind daher 
nicht im Rahmen der Kinderbetreuungsfinanzierung 
förderfähig.8 

Ebenfalls nicht förderfähig sind die Kosten für den Er­
werb des Grundstücks (einschließlich Vermessung) 
und die öffentliche Erschließung (DIN 276 Kosten­
gruppe 100 und 220), siehe Ziffer 5.4.3 Satz 3 der 
Richtlinie. 

Abgrenzungsschwierigkeiten kann es geben, wenn eine 
Investition nicht nur der U3-Betreuung dient. In solchen 
Fällen kann eine Kontrollfrage Aufschluss bringen: 
Muss die Investition gerade für die U3-Betreuung getä­
tigt werden, oder würde der Antragsteller ebenso profi­
tieren, wenn er die Investition an anderer Stelle vor 

8 Gegebenenfalls können Förderungen nach anderen Förderprogrammen (z. B. 
Städtebauförderung, Konjunkturpaket 2 in Betracht kommen. 



94 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 4 vom 7. Juni 2010 

nehmen würde? Wenn der Antragsteller den gleichen

Erfolg auch mit einer Investition an anderer Stelle er­

zielen könnte, ist die Maßnahme nicht für die U3-Be­

treuung erforderlich und damit nicht förderfähig.


Beispiele: 


Abwasserentsorgung:

Eine Gemeinde möchte ihre Kinderkrippe an die in der

Straße vorhandene Kanalisation anschließen oder für

die Kita eine Kleinkläranlage bauen.


Lösung:

Da der gewünschte Erfolg (Abwasserentsorgung für

die U3-Betreuung) nicht eintritt, wenn an anderer Stel­

le in einen Kanalanschluss oder eine Kleinkläranlage

investiert und damit das Abwasser eines anderen Ge­

bäudes entsorgt wird, dient der Anschluss der Krippe

an die vorhandene Kanalisation bzw. der Bau einer

Kleinkläranlage unmittelbar der U3-Betreuung und

kann gefördert werden. Dies gilt jedoch nur, soweit die

Kosten der privaten Erschließung (z. B. für Leitungen

auf dem Krippengrundstück) zuzurechnen sind; Kosten

der öffentlichen Erschließung (für Anlagen im öffent­

lichen Raum - DIN 276 Kostengruppe 220) sind gene­

rell nicht förderfähig.


Solaranlage für Heizung und Warmwasser:

Ein Einrichtungsträger möchte auf Dauer seine Kosten

für Heizung und Warmwasser senken, indem er die ma­

rode Heizung in seiner Krippe durch eine moderne

Heizung mit Solaranlage ersetzt.


Lösung: 

Der gewünschte Erfolg für die U3-Betreuung tritt nicht

ein, wenn Heizung und Warmwasser in einem anderen

Gebäude zur Verfügung stehen; also dient die Solarhei­

zung der Krippe unmittelbar der U3-Betreuung und eine

entsprechende Investition kann förderfähig sein, wenn

alle anderen Voraussetzungen ebenfalls erfüllt sind.


Photovoltaik-Anlage:

Ein Einrichtungsträger möchte auf dem Dach seiner

Krippe eine Photovoltaik-Anlage installieren, um mit

der Vergütung des Energieversorgers für den ins Netz

eingespeisten Strom Einnahmen zu erzielen.


Lösung:

Der Strom wird nicht in der Kita genutzt, sondern ins

Netz eingespeist. Derselbe Erfolg (Einnahmen für den

Betreiber) tritt ein, wenn die Anlage nicht auf der Krip­

pe, sondern auf einem anderen Gebäude installiert

wird; also dient die Photovoltaik-Anlage nicht un­

mittelbar der U3-Betreuung, eine Investitionsförderung

kommt im Rahmen des Investitionsprogramms „Kin­

derbetreuungsfinanzierung“ nicht in Betracht.


Neubau eines Gruppenraumes für ältere Kinder, Über­

nahme des Altbaus durch die Krippe:

Ein Einrichtungsträger möchte einen neuen Hortraum

für ältere Kinder bauen und den vorhandenen, bisher


vom Hort genutzten Raum für die U3-Betreuung zur 
Verfügung stellen. 

Lösung: 
Der erwünschte Erfolg für die U3-Betreuung würde 
bereits dann eintreten, wenn der Hort seine Räume oh­
ne Neubau freizöge. Also dient der Neubau nicht un­
mittelbar der U3-Betreuung, eine Förderung aus dem 
Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 
kann nicht erfolgen. 

2.3	 Arten von Investitionen: Baumaßnahmen und Ausstat­
tung 

Förderfähig sind im Prinzip alle denkbaren Investitio­
nen für Maßnahmen zur Betreuung von Kindern im Al­
ter unter 3 Jahren. Die Auflistung in der Bund-Länder-
Vereinbarung und in der Förderrichtlinie nennt 

Neubau

Ausbau

Umbau

Umwandlung

Sanierung

Renovierung

Modernisierung


und soll damit alle in Frage kommenden sinnvollen 
Baumaßnahmen abdecken. 

Nicht förderfähig sind regelmäßig anfallende Repara­
turmaßnahmen (z. B. Renovierungs- oder Malerarbei­
ten), die ohnehin durchgeführt werden müssten, wenn 
diese keine qualitative Aufwertung der vorhandenen 
Plätze zur Folge haben. Die bloße Wiederherstellung 
des Zustands eines Gebäudes, wie es etwa bei der Er­
richtung vor 20 oder 30 Jahren bestanden hat, kann so­
mit nicht gefördert werden. Förderfähig kann dagegen 
eine Sanierung zur Herstellung des heutigen Baustan­
dards sein, z. B. eine Dachsanierung mit moderner Wär­
medämmung oder der Austausch maroder Fenster mit 
Einfachverglasung durch zeitgemäße Isolierfenster. 

Zubehör von Baumaßnahmen kann förderfähig sein, 
z. B. bei Grundsanierungen von Sanitäranlagen die 
Zahnputzbecher mit Halterungen oder die Erstausstat­
tung mit passenden Handtüchern. Separat wären solche 
Kleinteile dagegen ebensowenig förderfähig wie Win­
deln, anderes Verbrauchsmaterial oder der Ersatz von 
Bettwäsche oder Geschirr. 

Mit den Investitionen verbundene Dienstleistungen sind 
förderfähig, wenn es einen direkten Zusammenhang 
zwischen der Investition und der Dienstleistung gibt, 
z. B. Planungsleistungen, Gebühren für die Baugeneh­
migung (sofern diese erhoben werden) oder eine Bau­
leistungsüberwachung. 

Nur mittelbar der U3-Maßnahme dienende Dienstleis­
tungen können nicht gefördert werden, z. B. die Flä­
chennutzungsplanung oder die Vermittlung von Ar­
beitssuchenden für Bauarbeiten. 
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Ebenfalls nicht förderfähig sind Finanzierungskosten, 
sowie Kosten, die im Zusammenhang mit der Besiche­
rung eines Vorhabens (z. B. Notarkosten)  entstehen, 
und unbare Eigenleistungen. 

Es können jedoch nicht nur Baumaßnahmen, sondern 
auch Ausstattung gefördert werden, die der Betreuung 
von U3-Kindern dient, z. B. Mobiliar, Spielzeug, Kin­
derwagen usw. 

2.4	 Baumaßnahmen für Tagespflegestellen 

Im Prinzip können auch Baumaßnahmen für Tagespfle­
gestellen förderfähig sein. Dabei ist zu beachten, dass 
für jede Förderung von Tagespflege der Leistungsver­
pflichtete nach § 12 Abs. 1 KitaG9 Zuwendungsempfän­
ger (Letztempfänger oder Zwischenempfänger) wird. 

2.4.1	 Investition in eine Liegenschaft des Leistungsverpflich­
teten 

Will der Leistungsverpflichtete in eine eigene Liegen­
schaft investieren und diese für die Kindertagespflege 
zur Verfügung stellen, so wird er Letztempfänger und 
muss für den Zeitraum der Zweckbindung U3-Betreu­
ung auf der geförderten Liegenschaft gewährleisten. 

Das Risiko des Leistungsverpflichteten, die Zuwendung 
zurückzahlen zu müssen, erscheint bei dieser Konstel­
lation kalkulierbar, insbesondere kann er die Einhal­
tung der Zweckbindung selbst steuern. 

2.4.2	 Investition in ein Objekt der Tagespflegeperson 

Will der Leistungsverpflichtete nur als Zwischenemp­
fänger fungieren und die Zuwendung an eine Tages­
pflegestelle weiterreichen, so haftet er als Zwischen­
empfänger ebenfalls für die Einhaltung der Zweckbin­
dung. Ob die Tagespflegeperson die geförderten Räum­
lichkeiten10 als Letztempfänger über den gesamten Bin­
dungszeitraum in dem vorausgesetzten Umfang zur 
U3-Betreuung nutzen wird, dürfte nicht vorhersehbar 
sein und ist für den Leistungsverpflichteten kaum steu­
erbar. 

Der Leistungsverpflichtete geht also ein hohes Risiko 
ein, dass er (als Zwischenempfänger) die Zuwendung 
zurückzahlen muss; dabei kann er seine Rückzahlungs­
pflicht nicht mit dem Hinweis darauf abwenden, dass 
die Beendigung der Tätigkeit als Tagespflegeperson auf 
Gründen beruht, die diese nicht vorhergesehen hat11, 
denn eben diese Unsicherheit ist für den Zwischen­
empfänger vorhersehbar. 

9 Landkreise, kreisfreie Städte und Gemeinden, die sich vertraglich gegen­
über ihrem Landkreis zur Leistungsgewährung der Kindertagesbetreuung 
verpflichtet haben. 

10 zum Beispiel Teile ihrer Wohnung 
11 zum Beispiel Änderungen der Familienzusammensetzung, Wegzug aus be­

ruflichen Gründen in der Person des Partners, dauerhafte Erkrankung der 
Tagespflegeperson 

In solchen Fällen würde sich die Rückzahlungspflicht 
nicht auf den Betrag beschränken, den die Tagespflege 
person ihrerseits zurückzahlt, sondern müsste sich auf 
die gesamte an die Tagespflegeperson gezahlte Förder­
summe beziehen. 

Förderfähig sind hierbei nur die Kosten für Investitio­
nen, welche die Betreuung der Kinder unter 3 Jahren 
betreffen. Die Abgrenzung zur privaten Nutzung ist 
zwingend erforderlich. 

Bei der Förderung von Investitionen in Wohnraum oder 
Außenanlagen des Grundstücks einer Pflegeperson be­
steht also für den Zwischenempfänger ein besonders 
hohes, nicht steuerbares und somit nicht kalkulierbares 
Risiko. 

2.4.3	 Prüfung der gesetzeskonformen Durchführung der 
Kindertagespflege 

Der Leistungsverpflichtete hat bei jeder Förderung von 
Investitionen in Kindertagespflege zu prüfen und zu 
gewährleisten, dass die einschlägigen Bestimmungen 
eingehalten werden, insbesondere § 18 AGKJHG und 
die Tagespflegeeignungsverordnung. Dazu gehört vor 
allem 

- die persönliche und fachliche Eignung der Pflege­
person 

- die Einhaltung der zulässigen Kinderzahl (höchs­
tens 5 Kinder) 

- die Eignung der Räume für die U3-Betreuung 
(Größe, Lage, sanitäre Einrichtung, Freifläche, Ge­
fahrenstellen usw.). 

Hält die Tagespflegeperson die Bestimmungen zur Ta­
gespflege nicht ein, so wird der Leistungsverpflichtete 
erstattungspflichtig. 

3.	 Altersgemischte Gruppen/altersübergreifende Ein­
richtungen 

Bei Investitionsvorhaben für altersgemischte Gruppen 
und altersübergreifende Einrichtungen ist der auf die 
U3-Betreuung entfallende Anteil förderfähig. 

- Regel:	 Aufwendungen sind entsprechend 
dem Anteil der U3-Plätze zuwen­
dungsfähig. 

Beispiel:	 Kita mit 100 Plätzen, davon 30 Plätze 
U3 

➞	 Kosten der neuen Heizung sind zu 
30 % zuwendungsfähig. 

Auszugehen ist von den laut Kita-Bedarfsplan für die 
U3-Bedarfsdeckung vorgesehenen und laut Betriebser­
laubnis für diesen Zweck zugelassenen Plätze.12 

12 Das Landesjugendamt nimmt zu Investitionsvorhaben Stellung und weist 
dabei die für die U3-Betreuung geeigneten Plätze aus. 
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- Ausnahmen:	 Andere plausible Aufteilung: 
Altersspezifische Ausstattung kann 
zu 100 % anrechenbar sein, z. B. 
Wickelplätze oder Kleinkinderbett­
chen; 

Bei abgegrenzten Bereichen: Aufteilung nach Flächen­
anteilen 

4.	 Bagatellgrenzen 

4.1	 Höhe der Bagatellgrenzen 

Die in der Richtlinie unter Ziffer 5.4.7 vorgesehenen 
Bagatellgrenzen von 5.000,00 € für Sammelanträge zur 
Förderung von Kindertagespflege und von 30.000,00 € 

für Investitionen in Einrichtungen sind verbindlich. Die 
Bagatellgrenze von 30.000,00 € reduziert sich auf 
25.000,00 €, wenn der Eigenanteil des Antragstellers 
mindestens 7.000,00 € beträgt; sie reduziert sich auf 
20.000,00 €, wenn ein Eigenanteil von mindestens 
15.000,00 € erbracht wird. 

4.2	 Ausnahmen von den Bagatellgrenzen 

Ausnahmen von den Bagatellgrenzen können nur in un­
gewöhnlichen Konstellationen zugelassen werden, die 
von den üblichen Verhältnissen erheblich abweichen. 

Die Einschätzung des Jugendamtes, dass eine Maßnah­
me unbedingt durchgeführt werden sollte, ist bei der 
Förderung von Investitionskosten im Rahmen der 
Richtlinie keine Ausnahme, sondern unbedingte Förde­
rungsvoraussetzung, die bei jedem befürworteten An­
trag gegeben sein muss, und reicht daher nicht zur Be­
gründung für eine Förderung unterhalb der Bagatell­
grenze aus. 

Kleinere Maßnahmen zur Erhaltung der Bausubstanz, 
die die Bagatellgrenze nicht erreichen, gehören zu den 
Ausgaben, die beim Betrieb jeder Kita Jahr für Jahr zu 
erwarten sind und für die daher jeder Träger in seinen 
Haushaltsplanungen Vorsorge treffen muss. Freie Trä­
ger (deren Einrichtung im Bedarfsplan nach § 12 Abs. 3 
Satz 2 KitaG ausgewiesen ist) werden dabei gem. § 16 
Abs. 3 KitaG von der Gemeinde unterstützt, die ver­
pflichtet ist, die Erhaltungskosten für Grundstück und 
Gebäude zu tragen. Werden solche Maßnahmen erfor­
derlich, handelt es sich folglich nicht um eine Ausnah­
me-, sondern um eine Regelsituation. 

Eine Ausnahme könnte etwa darin begründet sein, dass 
nach einer Havarie eine unerwartete (unter Berücksich­
tigung des Alters und des Bauzustandes nicht erwartba­
re) Notfallreparatur erforderlich wird, die keinen Auf­
schub duldet, der Einrichtungsträger und die Gemeinde 
im laufenden Haushaltsjahr aber ihre Ansätze für Er­
haltungskosten bereits für andere dringend durchzu­
führende Maßnahmen ausgegeben haben, obwohl diese 
Ansätze - gemessen an den durchschnittlichen Ausga­

ben der vergangenen Jahre - auskömmlich geplant wa­
ren, und nunmehr keine Mittel mehr zur Verfügung ge­
stellt werden können. Auch in diesen Fällen ist die 
Maßnahme nur dann förderfähig, wenn sie zu einer 
qualitativen Verbesserung führt (siehe oben 2.3). 

4.3	 Bündelung von Kleinanträgen 

4.3.1	 Bündelung von Kleinanträgen für mehrere Einrichtun­
gen eines Kita-Trägers 

Eine Bündelung von Kleinanträgen für mehrere Ein­
richtungen eines Kita-Trägers kann ausnahmsweise un­
ter bestimmten Bedingungen, die vorab mit der ILB 
abzustimmen sind, in Betracht kommen. 

4.3.2	 Optional: Bündelung von Kleinanträgen mehrerer Ki­
ta-Träger durch den Landkreis/die kreisfreie Stadt/das 
Amt/die Gemeinde 

Die Landkreise, kreisfreien Städte sowie die Gemeinden 
und Ämter, die sich gemäß § 12 Abs. 1 Satz 2 KitaG 
gegenüber ihrem Landkreis zur Gewährleistung der Kin­
dertagesbetreuung verpflichtet haben, können selbst 
entscheiden, ob sie Kleinanträge mehrerer Kita-Träger 
bündeln wollen, die die Bagatellgrenze von 30.000,00 € 

(25.000,00 € bzw. 20.000,00 € bei entsprechendem Ei­
genanteil) einzeln nicht erreichen. Macht der Land­
kreis/die kreisfreie Stadt/das Amt/die Gemeinde von 
dieser Option Gebrauch und reicht für eingegangene 
Kleinanträge einen zusammengefassten Antrag an die 
ILB weiter, so prüft der Landkreis/die kreisfreie Stadt/ 
das Amt/die Gemeinde die Förderfähigkeit der bean­
tragten Maßnahmen nach den Bestimmungen der Richt­
linie, erhält als Zwischenempfänger einen Bewilligungs­
bescheid, erstellt Bewilligungsbescheide für die Letzt­
empfänger, prüft die  eingereichten Verwendungsnach­
weise und haftet gegenüber der ILB für die Einhaltung 
der Zuwendungsbestimmungen und der Zweckbindung. 

Bei der Weiterbewilligung hat der Landkreis/die kreis­
freie Stadt/das Amt/die Gemeinde zu beachten, dass 
die weitergereichten Zuwendungen in jedem Einzelfall 
mehr als 2.500 € betragen sollen.13 

Bei der Wahrnehmung der Option, Kleinanträge zu ei­
nem Sammelantrag zu bündeln, muss in besonderer 
Weise darauf geachtet werden, dass die Investitionsmit­
tel auch bei Kleinanträgen ausnahmslos für die Schaf­
fung neuer bzw. die qualitative Aufwertung vorhande­
ner U3-Plätze eingesetzt werden und keinesfalls für re­
gelmäßig anfallende Reparaturmaßnahmen eingesetzt 
werden dürfen, die ohnehin durchgeführt werden müs­
sten; dies würde nicht der Bund-Länder-Vereinbarung 
vom Oktober 2007 entsprechen. Macht ein Landkreis/ 
eine kreisfreie Stadt/ein Amt/eine Gemeinde von der 
Bündelungsoption Gebrauch, so ist der Landkreis/die 

13 Grundvereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern über die Gewäh­
rung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Artikel 104 a Absatz 4 
des Grundgesetzes vom 19. September 1986 (MinBlFin. 1986, S. 238); VV 
zu § 44 LHO 
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kreisfreie Stadt also in jedem Fall gehalten, dafür zu 
sorgen, dass die zu fördernden Maßnahmen im Hin­
blick auf den U3-Platzbedarf der Kita-Bedarfsplanung 
entsprechen und - bei der Förderung vorhandener Plät­
ze - zu qualitativen Verbesserungen führen. 

Die Zweckbindungsfrist von 10 Jahren gilt auch für ­
ausnahmsweise geförderte - Bauinvestitionen unterhalb 
der Bagatellgrenze (RL Ziffer 6.1). 

5. Baufachliche Prüfung 

Baumaßnahmen freier Träger 
erfordern immer, unabhängig von der Zuwendungs­
summe, eine baufachliche Prüfung durch den BLB. 

Für Baumaßnahmen der Gemeinden 
gelten in den Jahren 2009 und 2010 geminderte Prüf­
pflichten: 
Baufachliche Prüfungen durch den BLB sind in dieser 
Zeit nur bei Zuwendungen über 2,5 Mio. Euro erforder­
lich (ab 1.1.2011 bei Zuwendungen über 500.000 Euro). 

Dabei kommt es auf die Höhe der Zuwendung an, nicht 
auf die (ggf. davon abweichende) Höhe der Gesamt­
kosten des Antrags. 

Zuwendungen unter 100.000 Euro an Gemeinden und 
Ämter erfordern generell keine baufachlichen Prüfun­
gen. Bei Zuwendungen ab 100.000 Euro bis 500.000 
Euro bzw. 2,5 Mio. Euro wird die baufachliche Prü­
fung durch die zuständige bautechnische Dienststelle 
der Gemeinde/des Amtes vorgenommen. 

Exkurs:	 Befristete vergaberechtliche Erleichte­
rungen 

Der „Pakt für Beschäftigung und Stabilität in Deutsch­
land zur Sicherung der Arbeitsplätze, Stärkung der 
Wachstumskräfte und Modernisierung des Landes“ 
sieht eine Beschleunigung investiver Maßnahmen 
durch Vereinfachung des Vergaberechts vor. Die Wert­
grenzen werden vorübergehend (bis zum 31.12.2010) 
wie folgt angehoben:14 

für beschränkte Ausschreibungen 
- für Bauleistungen auf 1,0 Mio Euro 
- für Liefer- und Dienstleistungen auf 100.000 Euro 

für freihändige Vergaben 
- für Bau-, Liefer- und Dienstleistungen auf 100.000 

Euro. 

Schreiben des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Ju­
gend vom 13.03.2009, Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie vom 27.01.2009, Az. IB3-260500/37, Schreiben des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung vom 
27.01.2009, Az. B 15 - 8163.6/1 

Bedingungen: 
- Nachträgliche Veröffentlichung auf der Vergabe­

plattform 
- Befristet bis 31.12.2010 
- Aktuelle Vergaberechtserlasse: 

www.service.brandenburg.de/lis/detail.php/bb3.c. 
175200.de 

6. Votum des Jugendamtes 

Ein positives Votum des Jugendamtes des Landkreises 
oder der kreisfreien Stadt ist Voraussetzung für jede 
Zuwendung, und zwar sowohl dem Grunde als auch der 
Höhe nach. Das Votum ist aus der Kita-Bedarfsplanung 
abzuleiten, die gemäß § 12 Abs. 3 Satz 2 KitaG die 
Einrichtungen ausweist, die zur Erfüllung der Betreu­
ungsansprüche vom örtlichen Träger der Jugendhilfe 
als erforderlich erachtet werden. 

Jede Förderung im Rahmen des U3-Investitionspro­
gramms hängt von der Einbindung des Vorhabens in 
die (ggf. künftige) Kita-Bedarfsplanung des Landkrei­
ses/der kreisfreien Stadt ab. Der Landkreis/die kreis­
freie Stadt gibt zu jedem Antrag ein Votum zum „Ob“ 
und zur Höhe der Förderung ab, von welchem die Be­
willigungsentscheidung der ILB abhängt. Wird ein An­
trag dem Grunde nach befürwortet, aber nicht der Höhe 
nach, sodass im Finanzierungsplan des Antragstellers 
eine Finanzierungslücke entsteht, so kann der Antrag 
nicht an die ILB weitergeleitet werden; vielmehr gibt 
das Jugendamt dem Antragsteller die Gelegenheit, den 
Finanzierungsplan zu überarbeiten. 

Das Votum muss aus dem Kita-Bedarfsplan abgeleitet 
sein, den der Landkreis/die kreisfreie Stadt gemäß § 12 
Abs. 3 KitaG „im Benehmen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe und den Gemeinden“ erstellt. Um 
dem Landkreis/der kreisfreien Stadt die Möglichkeit zu 
geben, den Einsatz der Fördermittel gezielt an seiner 
Bedarfsplanung auszurichten, kann er/sie - etwa um ei­
ne größere Anzahl von Plätzen zu fördern oder um die 
unterschiedliche Finanzkraft der Einrichtungsträger 
oder deren Eigeninteresse zu berücksichtigen (vgl. § 74 
Abs. 3 und 5 SGB VIII) - eine niedrigere Förderung als 
90 % festlegen, siehe Ziffer 5.4.1 Satz 2 der Richtlinie. 

Votenliste des Jugendamtes 

Die Votenliste enthält alle Vorschläge eines Landkreises/ 
einer kreisfreien Stadt für Zuwendungen in seinem/ih­
rem Zuständigkeitsbereich und dient der Übersicht über 
die Ausschöpfung des zu vergebenden Kontingents. 

Möchte ein Landkreis/eine kreisfreie Stadt nicht alle 
Anträge gleichzeitig an die ILB weiterleiten, so ver­
merkt er/sie auf der Votenliste, dass weitere Anträge 
nachgereicht werden sollen. Die Votenliste kann also 
sukzessive vervollständigt werden. 

14 
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7. Zugriff auf mehrere Jahresscheiben 

Jeder Landkreis/jede kreisfreie Stadt kann mit der Voten­

liste für das aktuelle Förderjahr auf mehrere „Jahres­

scheiben“ zugreifen: 


- die Mittel des Vorjahres, 

- die für das aktuelle Jahr bereitgestellten Mittel, 

- die für alle Folgejahre bis einschließlich 2013 vor­


gesehenen Mittel. 

Für die Anträge, Voten und Zuwendungsbescheide be­

deutet dies, dass sie sich über den gesamten noch ver­

bleibenden Programmzeitraum (2010-2013) erstrecken

können. 


Über die zugewendeten Mittel kann bis zum Ablauf des

übernächsten Jahres nach Erteilung des Zuwendungs­

bescheides verfügt werden, jedoch längstens bis zum

31.12.2013, d. h. 


die im Jahr 2008 bewilligten Mittel sind bis Ende 2010

abzurufen und auszugeben,

die im Jahr 2009 bewilligten Mittel sind bis Ende 2011

abzurufen und auszugeben, 

die im Jahr 2010 bewilligten Mittel sind bis Ende 2012

abzurufen und auszugeben,

die im Jahr 2011 bewilligten Mittel sind bis Ende 2013

abzurufen und auszugeben,

die im Jahr 2012 bewilligten Mittel sind bis Ende 2013

abzurufen und auszugeben,

die im Jahr 2013 bewilligten Mittel sind bis Ende 2013

abzurufen und auszugeben.


8. Sonstiges 

Vorzeitiger Maßnahmebeginn 
In der Regel dürfen keine Subventionen (Förderun­
gen/Zuwendungen) bewilligt werden, wenn mit der 
Maßnahme bereits begonnen wurde (Ziffer 7.1.5). Die­
ses Prinzip verhindert, dass der Zuwendungsgeber in 
ungerechtfertigter Weise in seiner Entscheidungsfrei­
heit eingeschränkt („unter Druck gesetzt“) wird. Aus­
nahmen vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmebe­
ginns setzen deshalb die vorherige Zustimmung der 
Bewilligungsbehörde voraus. 

Zur Vermeidung zusätzlichen bürokratischen Aufwands 
bei der Bewilligungsbehörde kommt eine Zustimmung 
zum vorzeitigen Maßnahmebeginn nur dann in Betracht, 
wenn der Antragsteller das volle Risiko der Ablehnung 
seines Antrags trägt. Die ILB prüft also bei einem An­
trag auf vorzeitigen Maßnahmebeginn nicht, ob die 
Maßnahme förderfähig ist, ob die Stellungnahmen der 
zu beteiligenden Stellen vorliegen oder ob der jeweils 
betroffene Landkreis/die betroffene kreisfreie Stadt ihr 
Kontingent anderweitig in Anspruch nehmen möchte. 

Ein vorzeitiger Maßnahmebeginn kommt somit nur für 
solche Antragsteller in Betracht, die nach ihrer eigenen 
Einschätzung in der Lage sind, 

- ihr Vorhaben auch ohne die beantragte Zuwendung 
zu finanzieren oder 

- das Risiko zu tragen, dass eine noch unsichere Zu­
wendungsvoraussetzung (z. B. Förderfähigkeit, po­
sitives Votum des Jugendamtes oder zustimmende 
Stellungnahme des Landesjugendamtes) eintreten 
wird. 

Mittelrückflüsse 
werden dem Kontingent des jeweiligen Landkreises/der 
jeweiligen kreisfreien Stadt gutgeschrieben und kön­
nen erneut eingesetzt werden. 

Abgabeschluss bei der ILB 
Anträge für das Jahr 2013 sind bis spätestens 30. Juni 
2012 über die Träger der öffentlichen Jugendhilfe an 
die ILB zu richten. 

In den Jahren 2010 und 2011 können die Anträge zu 
beliebigen Terminen von den Jugendämtern an die ILB 
weitergeleitet werden. Dabei ist darauf zu achten, dass 
die jährlichen Votenlisten abgeschlossen oder fortge­
schrieben werden. 

Beibehaltung der U3-Betreuung innerhalb der 
Zweckbindungsfrist 
Abzustellen ist auf eine begründete Planung (Prognose, 
Vorhersehbarkeit von Entwicklungen). Nehmen Eltern 
für ihre Kinder ein Angebot nicht mehr in dem progno­
stizierten Rahmen in Anspruch, so ist eine vorüberge­
hende Reduzierung der U3-Plätze unschädlich, solange 
insgesamt gesehen U3-Betreuung fortgesetzt wird. Da­
durch bleibt ein flexibler Umgang mit den geförderten 
Plätzen möglich, vorausgesetzt, die geförderten Plätze 
stehen generell für die U3-Betreuung zur Verfügung 
(durch Ausweisung in der Konzeption, Nachweis in der 
Kita-Bedarfsplanung, Angebote zur Nutzung durch Kin­
der unter drei Jahren usw.). 

Innerhalb der Zweckbindungsfrist besteht die Verpflich­
tung zur Mitteilung erheblicher Nutzungsänderungen, 
wenn z. B. das Gebäude nur noch von älteren Kindern 
genutzt oder die U3-Betreuung insgesamt eingestellt 
wird. 

Kombination mit anderen Förderungen 
siehe zunächst Richtlinie Ziffer 5.4.6 

Im übrigen kommt eine Kombination mit anderen 
Bundesförderungen prinzipiell in Betracht, solange ein 
Eigenanteil von mindestens 10 % aufgebracht wird. 

Kombination mit Mitteln aus dem Konjunktur­
paket 2 
Zu den Fördermöglichkeiten des Konjunkturpakets 2 
sind das Zukunftsinvestitionsgesetz vom 2. März 2009 
(BGBl. I S. 416, 428) und die dazu erlassenen Umset­
zungsbestimmungen zu beachten.15 

15 Nachfragen zum Zukunftsinvestitionsgesetz per E-Mail an: konjunkturpa­
ket@mdf.brandenburg.de 

mailto:ket@mdf.brandenburg.de
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Es gilt der Grundsatz, dass Fördermittel aus dem Kon­
junkturpaket 2 (K2-Mittel) nicht für Vorhaben gewährt 
werden können, die gleichzeitig aus dem Investitions­
programm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ gefördert 
werden. Das bedeutet zunächst, dass K2-Mittel nicht für 
einen mit U3-Mitteln geförderten Platz eingesetzt wer­
den können. K2-Mittel können also keinesfalls die er­
forderlichen Eigenmittel einer U3-Förderung ersetzen. 

Ob K2-Mittel für einen selbständigen Abschnitt eines 
Vorhabens eingesetzt werden können, das für einen an­
deren selbständigen Abschnitt U3-gefördert werden 
soll, sollte unbedingt vorab mit der für das Konjunktur­
paket 2 verantwortlichen Stelle abgeklärt werden. 

Geltungsdauer der U3-Förderrichtlinie 

Für Anträge auf Investitionsförderung, die bis zum 
31.12.2009 von den Jugendämtern an die ILB weiter­
geleitet worden sind, gilt die Förderrichtlinie in der 
Fassung vom 31.03.2008. 

Auf Anträge, die ab dem 01.01.2010 bei der ILB einge­
gangen sind oder noch eingehen, wird die Richtlinie in 
der Fassung vom 22.02.2010 angewendet. 

II. Nichtamtlicher Teil 

Infobörse für Abiturienten 

Hochschulinformationstag

am 18. Juni 2010 am


Unistandort Griebnitzsee


Am 18. Juni 2010 lädt die Univer­
sität Potsdam am Standort Grieb­
nitzsee zum Hochschulinformationstag ein. Wer sich für ein 
Studium interessiert, kann sich von 9 bis 16.30 Uhr einen Ein­
blick in die verschiedenen Studiengänge und das Fächerange­
bot der Universität verschaffen. Auch der traditionelle Info-
Markt, bei dem sich neben Einrichtungen der Uni das Studen­
tenwerk, die Agentur für Arbeit und andere Hochschulen 
Brandenburgs vorstellen, wird bis 15.30 Uhr im  Haus 6 ausge­
tragen. 

Eröffnet wird der Hochschulinformationstag mit einer Podiums­
diskussion zum Studium an der Universität Potsdam. Gäste 
sind der Vizepräsident für Studium und Lehre, Dr. Thomas 
Grünewald, die Leiterin des Studierendensekretariats, Claudia 
Remus, die Geschäftsführerin des Studentenwerkes Potsdam, 
Karin Bänsch, sowie Studierende verschiedener Fachrichtun­
gen. Anschließend nutzen Vertreter jedes Fachs die Gelegen­
heit, in einer einstündigen Infoveranstaltung die Inhalte der 
einzelnen Studiengänge genauer vorzustellen. Daneben gibt es 
eine Reihe von fachübergreifenden Vorträgen. So zeigt Dr. Sa­
bina Bieber von der Zentralen Studienberatung den Weg ins 
Lehramt auf, und Dr. Marlies Reschke erklärt, was bei einer 
Bewerbung an der Universität alles zu beachten ist. Larisa 
Subas̆ic vom Akademischen Auslandsamt macht neugierig auf 
Semester und Praktika im Ausland. Das BAföG-Amt infor­
miert über Fördermöglichkeiten. Und Dr. Irma Bürger berich­
tet, wie sich die Universität auf die besonderen Bedürfnisse 
von Studierenden mit Behinderung eingestellt hat. Außerdem 
gibt es Führungen durch die Bibliothek. Auch die Zentrale Ein­
richtung für Informationsverarbeitung und Kommunikation 
(ZEIK) stellt ihr Kursangebot vor. Und damit Fußball-Fans an 
diesem Tag kein Spiel der Weltmeisterschaften verpassen, or­
ganisieren Studierende ein Public Viewing. Weiteres unter 
www.uni-potsdam.de/zsb/hit.html. 

Globale Bildungskampagne „1GOAL - 

Bildung für alle!“ 


zur Fußballweltmeisterschaft 2010


Die Globale Bildungskampagne startete im August 2009 im 
Hinblick auf die WM 2010 in Südafrika eine Kampagne für die 
Förderung von Bildung in armen Ländern. Die Kampagne 
„1GOAL – Bildung für alle!“ läuft jetzt auf die Zielgerade und 
ruft zur Unterstützung auf. 
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Rund um den Globus sind Fußballfans und alle, die sich enga­
gieren möchten, aufgerufen, ihre Stimme für mehr und bessere 
Bildung in armen Ländern abzugeben. Denn noch immer ge­
hen über 72 Millionen Kinder nicht zur Schule - die meisten 
von ihnen leben in armen Ländern. 

Ziel 
Bildung schlägt Armut mit 1:0 
Über eine Online-Petition - thematisch angebunden an die Fuß­
ball-Weltmeisterschaft 2010 - sollen mindestens 30 Millionen 
Stimmen gesammelt werden. Damit soll mehr Aufmerksamkeit 
für die schlechte Bildungssituation in armen Ländern geschaf­
fen und die internationale Politik an das Versprechen, mehr 
Entwicklungshilfe für Bildung in armen Ländern zu leisten, er­
innert werden. 

Adressaten 
Angesprochen werden Jugendverbände, Fußballvereine und 
Schulen, sich an den Aktionen zu 1GOAL zu beteiligen durch 

-	 Behandlung des Themas Bildung in armen Ländern im 
Unterricht 

- Veranstaltung von Fußballturnieren 
- Erstellung von Botschaften zum Thema „Bildung schlägt 

Armut 1:0“ in Form von Fotos, Videos o. Ä. 

Organisatorisches 
Abschluss der Kampagne: 31.07.2010 
Weitere Informationen und Material zum Download bzw. zur 
Bestellung: www.bildungskampagne.org 

Stellenausschreibungen im Bundesgebiet 

Das Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder) beabsichtigt, vorbe­
haltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzun­
gen, nachfolgend aufgeführte Stellen neu zu besetzen: 

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter am 
Bertolt-Brecht-Gymnasium Bad Freienwalde 
Am Scheunenberg 1 
16259 Bad Freienwalde 

- zum 01.08.2010 ­

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­
tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Die Stelle ist mit der Besoldungsgruppe 
A 15 BBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 15 
TV-L zuzüglich Amtszulage bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß 
§ 120 Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV-L bis zur 
Höchstdauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine 
Beförderung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

2.	 Schulleiterin oder Schulleiter an der 
Oberschule „J. R. Becher“ 
Hohenbinder Weg 4 
15537 Erkner 

- zum 01.02.2011 ­

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­

arbeit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­

tern, Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts­
und Arbeitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Se­
kundarstufe I; 
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2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 die Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und 

Bedingungen für die Gestaltung und Entwicklung der 
brandenburgischen Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­
tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder tariflich Beschäftigten be­
setzt werden. Die Stelle ist mit der Besoldungsgruppe A 14 
BbgBesG zuzüglich Amtszulage bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L 
zuzüglich Amtszulage bewertet. 

Das Amt als Schulleiterin bzw. Schulleiter wird gemäß § 120 
Landesbeamtengesetz bzw. gemäß § 31 TV-L bis zur Höchst­
dauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine Beförde­
rung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen be­
amtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von 4 Wochen nach Veröffentli­
chung dieser Ausschreibungen zu richten an das 

Staatliche Schulamt Frankfurt (Oder)

Frau Karin Wenzel


Gerhard-Neumann-Straße 3

15236 Frankfurt (Oder).


Das Staatliche Schulamt Eberswalde beabsichtigt, vorbehalt­
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, 
nachfolgend aufgeführte Stellen neu zu besetzen: 

1.	 Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
der 3. Grundschule Bernau 
Jahnstraße 39 
16321 Bernau 

- zum 01.08.2010 -

Aufgaben: 

1.	 stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Gewährleistung der Einhaltung von geltenden Rechts­

und Verwaltungsvorschriften; 
3.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger und dem staatlichen Schulamt; 

4.	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern, sowie Schü­
lerinnen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und 
Entwicklung der Qualität schulischer Arbeit; 

5.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

6.	 Gewährleistung der Schulprofilbildung und des Pro­
zesses der Erarbeitung, Umsetzung und Evaluierung 
eines Schulprogramms; 

7.	 Förderung der Schule als einer sich entwickelnden Or­
ganisation auf der Grundlage eines pädagogischen 
Grundkonsenses und einer aufbauenden Schulkultur; 

8.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und de 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­
marstufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, 

der Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe Be­

lastbarkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts; 
6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­

tion des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifika­
tion auf dem Gebiet des Schulmanagements ist er­
wünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
tariflich Beschäftigten besetzt werden. Die Stelle ist mit 
der Besoldungsgruppe A 13 BBesG bzw. Entgeltgruppe 13 
TV-L bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion über­
tragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ab­
lauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung 
kann erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und 
sonstigen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

2.	 Oberstufenkoordinatorin bzw. Oberstufenkoordinator 
an der Wilhelm Conrad Röntgen Gesamtschule mit gym­
nasialer Oberstufe 
Schönerlinder Straße 83 - 90 
16341 Zepernick 

- zum nächstmöglichen Termin - 

Aufgaben: 

1.	 selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung 
der Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 

2.	 Koordination der pädagogischen Arbeit in der gymna­
sialen Oberstufe insbesondere bei der Aufnahme in die 
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gymnasiale Oberstufe, der Schullaufbahnberatung der 
Schülerinnen und Schüler, der Organisation des Unter­
richts und im Zusammenhang mit der Abiturprüfung 
sowie bei der Sicherung der Unterrichtsqualität in der 
gymnasialen Oberstufe; 

3.	 Zusammenwirken mit den Lehrkräften, Eltern sowie 
Schülerinnen und Schülern; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwir­
kung der Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der 
Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe Be­

lastbarkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts; 
6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisa­

tion einer gymnasialen Oberstufe; der Abschluss einer 
Qualifikation auf dem Gebiet des Schulmanagements 
ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
tariflich Beschäftigten besetzt werden. Sie ist mit der Be­
soldungsgruppe A 15 BBesG bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L 
bewertet. 

Die Funktion als Oberstufenkoordinatorin oder Oberstu­
fenkoordinator wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung er­
folgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höher­
gruppierung kann erst nach Erfüllen der schullaufbahn­
rechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Vorausset­
zungen erfolgen. 

3.	 Primarstufenleiterin oder Primarstufenleiter  
an der Oberschule mit Grundschule 
Spechthausener Straße  1-3 
16244 Schorfheide/ OT Finowfurt 

- zum nächstmöglichen Termin ­

Aufgaben: 

1.	 Leitung des Primarstufenbereichs auf kollegialer 
Grundlage; 

2.	 Gewährleistung der Einhaltung von geltenden Rechts­
und Verwaltungsvorschriften; 

3.	 inhaltliche Ausgestaltung der Primarstufe im Rahmen 
der geltenden Vorschriften; 

4.	 Beratung und Besuch der in der Primarstufe tätigen 
Lehrkräfte im Unterricht; 

5.	 Unterstützung der Schulleiterin oder des Schulleiters 
beim Verfahren der Aufnahme der Schülerinnen und 
Schüler in die Jahrgangsstufe 1 und für das Übergangs­
verfahren an die weiterführenden Schulen; 

6.	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern, sowie Schü­
lerinnen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und 
Entwicklung der Qualität schulischer Arbeit; 

7.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erzie­
hungsarbeit. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollen über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Pri­
marstufe; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis in der 
Primarstufe; 

3.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­

barkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­

rechts; 
6.	 Kenntnisse über die Leitung und Organisation des 

Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
Beschäftigten im Angestelltenverhältnis besetzt werden. 
Die Stelle ist mit der Besoldungsgruppe A 13 BbgBesG 
bzw. Entgeltgruppe 13 TV-L bewertet. 

Die Funktion als Primarstufenleiter bzw. Primarstufenleite­
rin wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion 
übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach 
Ablauf von neun Monaten. Eine Beförderung in das ent­
sprechende Amt bzw. eine Höhergruppierung kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

4.	 Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter  
der Abteilung 1 
am Oberstufenzentrum Uckermark 
Brüssower Allee 97 
17291 Prenzlau 

- zum 01.02.2011 ­

Die Abteilung umfasst den Bildungsgang der Berufsschule 
mit den Fachrichtungen Bankwesen, Büro, Einzelhandel 
sowie der Berufsvorbereitung und den Bildungsgang der 
Fachoberschule mit den Fachrichtungen Wirtschaft/Ver­
waltung und Technik. 

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Abteilung, insbesondere Planung und Lei­
tung von Abteilungskonferenzen und Dienstbespre­
chungen, Leitung von Jahrgangskonferenzen bei Ent­
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scheidungen über Versetzungen, Zeugnisse und Ab­
schlüsse; 

2.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, El­
tern, Schülerinnen und Schüler und dem Schulträger 
auf gute Unterrichts- und Arbeitsbedingungen; 

3.	 Vertretung der Abteilung im Rahmen der Befugnisse 
gegenüber Erziehungsberechtigten, Behörden, Betrie­
ben etc; 

4.	 Berechnung des Lehrerbedarfs für die Abteilung, Ko­
ordinierung des Lehrereinsatzes der Abteilung, Erfas­
sung von Mehrarbeit; 

5.	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit in der Abtei­
lung; Beratung der Lehrkräfte und des sonstigen päda­
gogischen Personals sowie Besuche im Unterricht; För­
derung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; 

6.	 Planung und organisatorischen Durchführung von 
schulischen Prüfungen und Unterstützung der zustän­
digen Stellen bei nichtschulischen Prüfungen; 

7.	 Information und Beratung der Schülerinnen und Schü­
ler über Wahl der Unterrichtsangebote in der Abteilung; 

8.	 schulfachliche Koordinierung innerhalb der Abteilung. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schulen 
oder Befähigung für die Laufbahn des Studienrates mit 
einem allgemein bildenden und einem berufsbezoge­
nen Fach. Die Ausbildung soll eine entsprechende 
Lehrbefähigung für die Bildungsgänge des Berufsfel­
des der Abteilung umfassen. Darüber hinaus sind 
Kenntnisse in den Bereichen Agrarwirtschaft, Floristik, 
Gastronomie und Hauswirtschaft wünschenswert; 

2.	 mehrjährige Bewährung im Unterricht des Bildungs­
ganges; 

3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen Zusammenarbeit in der Abteilung, 

in der OSZ-Leitung, mit der Schulaufsicht sowie 
den Mitwirkungsgremien, 

-	 zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­
arbeit im OSZ; 

4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belast­
barkeit; 

5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schul­
rechtes sowie der Verordnungen über die Berufsschule. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m 
tariflich Beschäftigten besetzt werden. Die Stelle ist mit der 
Besoldungsgruppe A 15 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 15 
TV-L bewertet. 

Die Funktion als Abteilungsleiterin oder Abteilungsleiter 
wird zur Feststellung der Bewährung in der Funktion über­
tragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ab­
lauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonsti­
gen beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung der Ausschreibungen im Amtsblatt des MBJS zu rich­
ten an das 

Staatliche Schulamt Eberswalde

Frau Reuscher


Tramper Chaussee 6

16225 Eberswalde.


Das Staatliche Schulamt Eberswalde beabsichtigt, vorbehalt­
lich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, 
die nachfolgend aufgeführte Stelle zum nächstmöglichen Zeit­
punkt neu zu besetzen: 

stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter 
der Oberschule „Europaschule“ Werneuchen 
Thälmannstraße 63a 
16356 Werneuchen 

Aufgaben 

1.	 stellv. Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger; 
3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 

Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung der 
Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende Vor­
aussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für das Lehramt für die Bildungsgänge Sekun­
darstufe I und der Primarstufe an allgemeinbildenden Schu­
len; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit an der Schule, 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, hohe Belast­

barkeit; 
5.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schulrechts; 
6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation 

des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit einer/m Beamtin/en oder mit einer/m tarif­
lich Beschäftigten besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungs­
gruppe A 14 BbgBesG bzw. Entgeltgruppe 14 TV-L bewertet. 

Die Funktion als stellv. Schulleiter/-in wird zur Feststellung der 
Bewährung in der Funktion übertragen. Die Feststellung der 
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Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförde­
rung/Höhergruppierung in das entsprechende Amt kann erst 
nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen be­
amtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berücksich­
tigt. 

Bewerbungen sind innerhalb von vier Wochen nach Veröffent­
lichung im Amtsblatt des MBJS zu richten an das 

Staatliche Schulamt Eberswalde

Frau Reuscher


Tramper Chaussee 6

16225 Eberswalde.


Das Staatliche Schulamt Perleberg beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen, die 
nachfolgend aufgeführte Stelle zum nächstmöglichen Zeit­
punkt neu zu besetzen. 

Stellv. Schulleiterin oder stellv. Schulleiter der 
Grundschule II Hohen Neuendorf 
Berliner Str. 41 
16540 Hohen Neuendorf 

Aufgaben: 

1.	 stellvertretende Leitung der Schule auf kollegialer Grund­
lage; 

2.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammen­
arbeit mit dem Schulträger und dem Staatlichen Schulamt; 

3.	 Zusammenwirken mit Lehrerinnen und Lehrern, Eltern, 
Schülerinnen und Schülern auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen; 

4.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungs­
arbeit; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung der 
Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Lehrers für die Primarstufe; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis; 
3.	 Fähigkeit und Bereitschaft 

- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule, 
-	 zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
4.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit; 
5.	 fundierte Kenntnisse der vorliegenden Regelungen und Be­

dingungen für die Gestaltung und Entwicklung der bran­
denburgischen Schule; 

6.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation 

des Schulbetriebes; der Abschluss einer Qualifikation auf 
dem Gebiet des Schulmanagements ist erwünscht. 

Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Die Stelle ist mit der Besoldungsgruppe A 12 
BBesG zuzüglich Amtszulage (vergleichbar Entgeltgruppe 11 
TV-L zuzüglich Amtszulage) bewertet. 

Die Funktion als stellvertretende Schulleiterin oder stellvertre­
tender Schulleiter wird zur Feststellung der Bewährung in der 
Funktion übertragen. Die Feststellung der Bewährung erfolgt 
nach Ablauf eines Jahres. Eine Beförderung/Höhergruppierung 
in das entsprechende Amt kann erst nach Erfüllen der schul­
laufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation und 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
innerhalb von vier Wochen nach Veröffentlichung dieser Aus­
schreibung im Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend 
und Sport zu richten an das 

Staatliche Schulamtes Perleberg 
Herrn Kowalzik 
Berliner Str. 49 

19348 Perleberg. 

Das Staatliche Schulamt Cottbus beabsichtigt, vorbehaltlich 
des Vorliegens der haushalterechtlichen Voraussetzungen, die 
nachfolgende Stelle zum 01.02.2011 zu besetzen: 

Leiter oder Leiterin der Abteilung Berufliches Gymnasium, 
Fachoberschule am Oberstufenzentrum 1 
der kreisfreien Stadt Cottbus 
Sielower Str. 10 
03044 Cottbus. 

Das Oberstufenzentrum 1 in Cottbus umfasst zu diesem 
Zeitpunkt folgende Abteilungen: 

Abteilung 1: Berufliches Gymnasium, Fachoberschule 
Abteilung 2: Berufsschule Bautechnik und Gebäudereiniger, 

Fachschule Bautechnik. 
Abteilung 3: Berufsfachschule Gestaltung und Berufsschule 

Mediengestalter, Holztechnik, Farbe und  Raum, 
einschließlich duale Ausbildung in der JVA 
Dissenchen 

Abteilung 4: Berufsfachschule Soziales, Berufsvorberei­
tung, Fachschule Sozialwesen. 

Aufgaben: 

1.	 Leitung der Abteilung auf kollegialer Grundlage in vertrau­
ensvoller Zusammenarbeit mit dem Leiter der Schule; 
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2.	 selbstständige und eigenverantwortliche Wahrnehmung der 
Aufgaben gemäß Geschäftsverteilungsplan; 

3.	 Zusammenwirken mit den anderen Leitern der Abteilun­
gen, den Lehrkräften, den Eltern, den Schülerinnen und 
Schüler und dem Schulträger auf gute Unterrichts- und Ar­
beitsbedingungen; 

4.	 Koordinierung der pädagogischen Arbeit, Beratung der an 
der Abteilung tätigen Lehrkräfte, Förderung und Unterstüt­
zung der Fort- und Weiterbildung der Lehrkräfte; 

5.	 Unterstützung und Leitung von Gremien zur Mitwirkung der 
Eltern, der Schülerinnen und Schüler und der Lehrkräfte. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten über folgende 
Voraussetzungen verfügen: 

1.	 Befähigung für das Lehramt an beruflichen Schulen oder 
die Befähigung für die Laufbahn des Studienrates mit min­
destens einem berufsbezogenen Fach; 

2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis im Unter­
richt des Bildungsgangs zum Erwerb der allgemeinen 
Hochschulreife bzw. der Fachhochschulreife; 

3.	 die Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungs­

arbeit an der Schule; 
4.	 umfassende Kenntnisse über die Leitung und Organisation 

des Schulbetriebes der Bildungsgangsverordnungen sowie 
über regionale Kenntnisse; 

5.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen, Belastbarkeit. 

Der Abschluss einer Qualifikation auf dem Gebiet des Schul­
managements ist erwünscht. 

Wir erwarten ein hohes Engagement und Eigenständigkeit so­
wie die Fähigkeit zur Teamarbeit. 

Die Stelle kann mit Beamten oder mit tariflich Beschäftigten 
besetzt werden. Sie ist mit der Besoldungsgruppe A 15 BbgBesG 
bzw. Entgeltgruppe 15 TV-L bewertet. 

Die Funktion als Leiterin oder Leiter einer Abteilung wird zur 
Feststellung der Bewährung in der Funktion übertragen. Die 
Feststellung der Bewährung erfolgt nach Ablauf eines Jahres. 
Eine Beförderung/Höhergruppierung kann erst nach Erfüllen 
der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen beamtenrecht­
lichen Voraussetzungen erfolgen. 

Bewerbungen von Frauen sind ausdrücklich erwünscht. Schwer­
behinderte Menschen werden bei gleicher Qualifikation und 
Eignung bevorzugt berücksichtigt. 

Bewerbungen sind bis zum 30.06.2010 zu richten an das 

Staatliches Schulamt Cottbus

Herrn Wolter


Blechenstraße 1

03046 Cottbus.


Das Staatliche Schulamt Brandenburg an der Havel beabsich­
tigt, vorbehaltlich des Vorliegens der haushaltsrechtlichen Vor­
aussetzungen, nachfolgend aufgeführte Stellen zu besetzen: 

1.	 Schulleiterin oder Schulleiter an der 
Maxim-Gorki-Gesamtschule 
Förster-Funke-Allee 106 
14532, Kleinmachnow 

2.	 Schulleiterin oder Schulleiter an der 
Gesamtschule „Peter Joseph Lenné“ 
Humboldtring 17 
14473 Potsdam 

Aufgaben 
1.	 Leitung der Schule auf kollegialer Grundlage; 
2.	 Gewährleistung der Einhaltung von geltenden Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften; 
3.	 Vertretung der Schule nach außen in enger Zusammenar­

beit mit dem Schulträger und dem Staatlichen Schulamt; 
4.	 Zusammenwirken mit Lehrkräften, Eltern sowie Schülerin­

nen und Schülern mit dem Ziel der Sicherung und Ent­
wicklung der Qualität schulischer Arbeit; 

5.	 Sicherung einer geordneten Unterrichts- und Erziehungsar­
beit; 

6.	 Gewährleistung der Schulprofilbildung und des Prozesses 
der Erarbeitung, Umsetzung und Evaluierung eines Schul­
programms; 

7.	 Förderung der Schule als einer sich entwickelnden Organi­
sation auf der Grundlage eines pädagogischen Grundkon­
senses und einer aufbauenden Schulkultur. 

Voraussetzungen 

1.	 Befähigung für die Laufbahn des Studienrates; 
2.	 mehrjährige Bewährung in der Unterrichtspraxis im Unter­

richt des Bildungsgangs zum Erwerb der allgemeinen Hoch­
schulreife. 

Anforderungen 

1.	 ausgeprägte Fähigkeit und Bereitschaft 
- zur kollegialen Zusammenarbeit, 
- zur Innovation in der Unterrichts- und Erziehungsar­

beit sowie 
- zum engen Zusammenwirken mit dem Schulträger, der 

Schulaufsicht und den Mitwirkungsgremien; 
2.	 Durchsetzungs- und Organisationsvermögen; hohe Belast­

barkeit; 
3.	 umfassende Kenntnisse des brandenburgischen Schulrechts; 
4.	 gesicherte Kenntnisse der Rahmenbedingungen und Ziele 

der Umgestaltung und Entwicklung der brandenburgischen 
Schule; der Nachweis einer Qualifikation auf dem Gebiet 
des Schulmanagements ist erwünscht. 

Weitere Hinweise 

Die Stellen können mit Beamtinnen oder Beamten oder tarif­
lich Beschäftigten besetzt werden. Die Stellen sind mit Besol­
dungsgruppe A 16 BbgBesG bewertet. Sofern die Stellen mit 
tariflich Beschäftigten besetzt werden, erfolgt die Zahlung ei­
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nes außertariflichen Entgelts in Höhe von zur Zeit 5.140,09 Eu­
ro. Das Amt als Schulleiterin oder Schulleiter wird gemäß § 120 
Landesbeamtengesetz oder gemäß § 31 TV-L bis zur Höchst­
dauer von zwei Jahren auf Probe übertragen. Eine Beförderung 
in das entsprechende Amt oder eine Höhergruppierung kann 
erst nach Erfüllen der schullaufbahnrechtlichen und sonstigen 
beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgen. Schwerbehinder­
te Menschen nach Maßgabe des § 2 SGB IX werden bei glei­
cher Qualifikation und Eignung bevorzugt berücksichtigt. Die 
Bewerbung von Frauen ist besonders erwünscht. 

Bewerbungen 

Schriftliche Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind 
unter Angabe der angestrebten Stelle bis zum 18.6.2010 an das 

Staatliche Schulamt Brandenburg an der Havel

Der Leiter


Magdeburger Straße 45

14770 Brandenburg an der Havel


zu richten. 

Stellenausschreibungen für den Auslandsschuldienst 

Die folgenden Stellen für Schulleiterinnen oder Schulleiter 
sind zu besetzen 

1. Willy-Brandt-Schule/Deutsche Schule Warschau 

Besetzungsdatum: 01.08.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Zweisprachige Schule mit integriertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1-12 
Schülerzahl: 179 
Reifeprüfung mit deutscher und polnischer Hochschul­
zugangsberechtigung 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II 
Bes.Gr. A 15, A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Polnischkenntnisse sind wünschenswert 

2. Colégio Visconde de Porto Seguro I Sao Paulo, Brasilien 

Besetzungsdatum: 01.02.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 – 12 
Schülerzahl: 3607 
Hochschulreifeprüfung 

Deutsches Sprachdiplom der KMK

Sekundarabschluss des Landes 


Lehrbefähigung für die Sek. I und II 
Bes.Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Portugiesischkenntnisse sind wünschenswert 

- Drittbewerbungen sind zulässig – 

3. Colégio Humboldt Caracas, Venezuela 

Besetzungsdatum: 01.08.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen 1 – 12 
Schülerzahl: 910 
Deutsches Sprachdiplom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 
Deutsche Hochschulreifeprüfung 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II 
Bes.Gr. A 15, A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Spanischkenntnisse sind wünschenswert 

4. Deutsche Schule Cuenca, Ecuador 

Besetzungsdatum: 01.08.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Landessprachige Schule mit verstärktem Deutschunterricht 
Klassenstufen: 1 – 12 
Schülerzahl: 547 
Deutsches Sprachdiplom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 
Gemischtsprachiges Internationales Baccalaureate (GiB) 
mit den Fächern Biologie und Geschichte in deutscher 
Sprache im Aufbau 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II bzw. der Sek. I (Lehr­
amt Realschule) 
Bes.Gr. A 14, A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Spanischkenntnisse sowie die Lehrbefähigung für Deutsch 
bzw. einer modernen Fremdsprache bzw. DaF-Erfahrung 
oder Biologie und Geschichte sind wünschenswert 

5. Deutsche Schule Thessaloniki, Griechenland 

Besetzungsdatum: 01.02.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Zweisprachige Schule mit integriertem Unterrichtsprogramm 
und bikulturellem Schulziel 
Schülerzahl: 527 
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Hochschulreifeprüfung/Reifeprüfung

Abschlüsse der Sekundarstufe I


Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II 
BesGr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Neugriechischkenntnisse sind wünschenswert. 

6. Deutsche Schule New Delhi, Indien 

Besetzungsdatum: 01.08.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Deutschsprachige Schule mit deutschem Schulziel

Klassenstufen: 1 – 10

Schülerzahl: 95

Abschlüsse der Sekundarstufe I


Lehrbefähigung für die Sek. I und II bzw. der Sek. I (Lehr­
amt Realschule) 
Bes.Gr. A 14, A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich. 

7. Deutsche Botschaftsschule Peking, China 

Besetzungsdatum: 01.08.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Deutschsprachige Schule mit deutschem Schulziel

Klassenstufen: 1-13

Schülerzahl: 437

Reifeprüfung 

Abschlüsse der Sekundarstufe I


Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II 
Bes.Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Englischkenntnisse sind erforderlich. 

8. - Zweitausschreibung ­

Deutsche Schule Barranquilla, Kolumbien 

Besetzungsdatum: 01.02.2011

Bewerbungsende: 31.07.2010


Landessprachige Schule mit verstärktem Deutschunterricht 
Klassenstufen: 1-12 
Schülerzahl: 881 
Deutsches Sprachdiplom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 
Gemischtsprachiges Internationales Baccalaureate (GiB) 

Lehrbefähigung für die Sek. I und II bzw. der Sek. I (Lehr­
amt Realschule) 
Bes.Gr. A 14, A 15 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Spanischkenntnisse sind wünschenswert 

- Drittbewerbungen sind zulässig ­

9. Deutsche Schule Santa Cruz de Tenerife, Spanien 

Besetzungsdatum: 01.08.2011 
Bewerbungsende: 31.08.2010 

Zweisprachige Schule mit integriertem Unterrichtspro­
gramm und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 12 
Schülerzahl: 579 
Reifeprüfung 
Abschlüsse der Sekundarstufe I 
Sekundarabschluss des Landes 

Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II 
Bes.Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Gute Spanischkenntnisse sind erwünscht. 

10. - Zweitausschreibung ­

Deutsche Schule Rio de Janeiro, Brasilien 

Besetzungsdatum: 01.02.2011 
Bewerbungsende: 31.07.2010 

Zweisprachige Schule mit gegliedertem Unterrichtspro­
gramm und bikulturellem Schulziel 
Klassenstufen: 1 - 12 
Schülerzahl: 1135 
Zentrale Deutschprüfung-A 
Hochschulreifeprüfung 
Deutsches Sprachdiplom der KMK 
Sekundarabschluss des Landes 

Lehrbefähigung für die Sekundarstufen I und II 
Bes.Gr. A 15/A 16 bzw. die entsprechende Entgeltgruppe 
des TV-L, Tarifgebiet Ost 

Portugiesischkenntnisse sind wünschenswert. 

- Drittbewerbungen sind zulässig ­

Erfahrungen im Auslandsschuldienst sind erwünscht. Die Be­
reitschaft zur Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen 
im Gastland wird erwartet. 

Fragebögen für die Bewerbung stehen im Internet unter 
www.auslandsschulwesen.de zur Verfügung. 

Die Bewerbung ist möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über die Schulleitung, das Staatliche Schulamt und 
das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport des Landes 
Brandenburg (MBJS) an das Bundesverwaltungsamt - Zentral­
stelle für das Auslandsschulwesen (ZfA) - zu richten. Eine wei­
tere Ausfertigung der Bewerbungsunterlagen ist gleichzeitig 
vorab an das MBJS, Abt. 3/Herrn Karl Fisher, zuständiges Mit­
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glied des Bund-Länder-Ausschusses für schulische Arbeit im 
Ausland (BLASchA) zu senden. 

Um direkte Übersendung einer weiteren Durchschrift des Be­
werbungsschreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines 
Lebenslaufs an die ZfA (als Vorabinformation), Barbarastra­
ße 1, 50735 Köln wird gebeten. 

Die Bewerbung kann nur berücksichtigt werden, wenn Sie auf 
dem Dienstweg spätestens 4 Wochen nach Ende der Bewer­
bungsfrist vorliegt. Die ZfA entscheidet über Förderung der 
Stelle aus Bundesmitteln (Vermittlung). Eine Vermittlung ist 
nur möglich, wenn ein Versorgungszuschlag nicht erhoben wird. 

Bewerberinnen und Bewerber müssen die in der Ausschreibung 
angegebene Besoldungs-/Entgeltgruppe innehaben. Soweit Be­
werberinnen und Bewerber diese Voraussetzungen noch nicht 
erfüllen, sind im Ausnahmefall Bewerbungen auch dann mög­
lich, wenn Tätigkeiten längerfristig und erfolgreich wahrgenom­
men wurden, die im Inland zur Einweisung in die ausgeschrie­
bene Besoldungsgruppe bzw. zur Eingruppierung in die ver­
gleichbare Entgeltgruppe führen können. Hierzu ist eine aus­
drückliche Empfehlung für die Tätigkeit als Schulleiterin oder 
Schulleiter im Ausland durch den Dienstherrn erforderlich. 

Sofern sich Bewerberinnen und Bewerber höherer Besoldungs/ 
Entgeltgruppen auf eine Schulleiterstelle bewerben, ist für eine 
Vermittlung neben der Zustimmung des beurlaubenden Landes 
das Einverständnis der Bewerberin oder des Bewerbers zur Ge­
währung der Zuwendungen auf Basis der für die Schulleiter­
stelle ausgeschriebenen (niedrigeren) Besoldungs-/Entgeltgrup­
pe erforderlich. 

- Zweitausschreibung ­

Die folgende Stelle als Fachberaterin/Koordinatorin bzw. 
Fachberater/Koordinator ist zu besetzen: 

Bischkek, Kirgistan 

Bewerbungsfrist: 15.06.2010 
Arbeitsbeginn: 18.08.2010 oder später 

Aufgaben: 

- abschlussbezogene Betreuung des Unterrichts Deutsch als 
Fremdsprache (DaF) an kirgisischen Schulen sowie die 
fachliche und organisatorische Koordinierung und Betreu­
ung der dort eingesetzten Programmlehrkräfte (PLK); 

- Vorbereitung, Beantragung und Durchführung von Prüfun­
gen zum Sprachdiplom der Kultusministerkonferenz; 

- Beratung aller Partnerschulen der Bundesrepublik Deutsch­
land in Kirgistan in enger Zusammenarbeit mit dem Goe­
the-Institut (Pasch-Schulen) hinsichtlich der Einführung 
und fachlichen Begleitung des DSD-Programms; 

- Zusammenarbeit mit Mittlern (DAAD, GI, PAD u. ä.); 
- Zusammenarbeit mit und Beratung der kirgisischen Erzie­

hungsbehörden in allen Fragen den Deutschunterricht mit 

DSD-Abschluss betreffend (Curriculumentwicklung, Leh­
rerfortbildung, Abschlüsse u. ä.); 

- Durchführung von eigenem Unterricht; 
- Demonstrationsunterricht an den zu betreuenden Schulen. 

Die gesamte Tätigkeit als Fachberaterin/Koordinatorin bzw. 
Fachberater/Koordinator erfolgt in großer Selbstständigkeit 
und Eigenverantwortung und bietet erfahrenen und engagierten 
Lehrkräften die Chance einer höchst interessanten Auslands­
tätigkeit. 

Anforderungen: 

- 1. und 2. Staatsexamen für die Sekundarstufe II oder ein 
gleichwertiges Diplom in den Fächern Deutsch und/oder 
einer modernen Fremdsprache; 

- umfangreiche Erfahrungen mit Deutsch als Fremdsprache 
und in der Fortbildungsarbeit mit Erwachsenen; 

- mehrjährige funktionsstellenbezogene Erfahrungen in 
Deutschland und/oder im Auslandsschuldienst, die die Be­
werberin/den Bewerber befähigen, das Lehrerentsendepro­
gramm zu planen, zu organisieren und umzusetzen; 

- profunde Erfahrungen in der Erwachsenenbildung; 
- Bereitschaft und Fähigkeit, im Rahmen des Lehrerentsende­

programms Führungsverantwortung zu übernehmen; 
- fundierte PC-Kenntnisse (MS Office) und Erfahrungen in 

der Gestaltung von Web-Seiten; 
- Verhandlungsgeschick im Umgang mit den kirgisischen 

Stellen; 
- hohe interkulturelle Kompetenz; 
- Beamter/-in auf Lebenszeit im Schuldienst (oder unbefris­

tet angestellte Lehrkräfte aus den neuen Bundesländern). 

Bewerbung: 

Bewerbungsunterlagen erhalten Sie über das Bundesverwal­
tungsamt (BVA) – Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 
(ZfA) oder über deren Homepage: www.auslandsschul­
wesen.de. 

Wenn Sie bereits in die Bewerberdatei des Bundesverwaltungs­
amtes (BfA) - Zentralstelle für das Auslandsschulwesen (ZfA) ­
aufgenommen sind, teilen Sie bitte Ihr Interesse am Einsatz als 
Fachberaterin / Fachberater der Zentralstelle schriftlich (form­
los) mit. Wichtig: Informieren Sie bitte auch mit einem ge­
sonderten Schreiben das Ministerium für Bildung, Jugend und 
Sport, Herrn OSchR Karl Fisher, zuständiges Mitglied im 
Bund-Länder-Ausschuss für schulische Arbeit im Ausland 
(BLASchA) über Ihre Bewerbung. 

Sollten Sie sich neu auf diese Stelle bewerben, richten Sie bitte 
Ihre Bewerbung möglichst umgehend zweifach auf dem 
Dienstweg über Ihre Schulleitung, Ihr Staatliches Schulamt, 
das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport, Herrn OSchR 
Karl Fisher, zuständiges Mitglied im BLASchA an das Bundes­
verwaltungsamt - Zentralstelle für das Auslandsschulwesen -
ZfA 3, 50728 Köln -. Das Bewerberprofil soll eine zunächst 
sechsjährige Regeleinsatzzeit ermöglichen. 

Um direkte Übersendung einer Durchschrift des Bewerbungs­
schreibens, eines ausgefüllten Fragebogens und eines Lebens­

http:wesen.de
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laufes an das Bundesverwaltungsamt (BVA) – Zentralstelle für 
das Auslandsschulesen (ZfA) – (als Vorabinformation) und 
einer weiteren Kopie an Herrn OSchR Karl Fisher, Ministerium 
für Bildung, Jugend und Sport, Heinrich-Mann-Allee 107, 
14473 Potsdam, wird gebeten. 

Eine Berücksichtigung der Bewerbung kann nur bei rechtzeiti­
gem Eingang der vollständigen Bewerbungsunterlagen (Frei­
stellung, dienstliche Beurteilung) auf dem Dienstweg erfol­
gen. 

Das Bundesverwaltungsamt hat sich Frauenförderung zum Ziel 
gesetzt. Daher werden Bewerbungen von Frauen besonders be­
grüßt. Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Eig­
nung vorrangig berücksichtigt. Es wird lediglich ein Mindest­
maß an körperlicher Eignung verlangt. 

Informationen über die fachlichen Gegebenheiten am Ort als 
Fachberaterin oder Fachberater erhalten Sie unter folgender Te­
lefonnummer: 01888-358 1438 (Frau Heike Toledo) oder über 
die E-Mail-Adresse: Heike.Toledo@bva.bund.de. 

http:Heike.Toledo@bva.bund.de
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